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Mitteilung der Kommission
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Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Damen und Herren Sachverstän-
dige, liebes Publikum. Ich möchte Sie sehr herz-
lich zu unserer öffentlichen Anhörung zum
Thema Verkehrssicherheit begrüßen. Antrags-
gegenstand sind eine Reihe von Anträgen, sowie
eine Mitteilung der Europäischen Kommission.
Als Sachverständige darf ich – soweit sie schon
anwesend sind – recht herzlich begrüßen: Herrn
Ahrens, von der Technischen Universität Dres-

den. Herrn Bodewig von der Deutschen Ver-
kehrswacht – Sie kennen ja die Räumlichkeiten
als ehemaliger Verkehrsminister gut… Herrn
Bönninger von der Fahrzeugsystemdaten
GmbH. Frau Hänel vom Verkehrsclub Deutsch-
land. Herrn Mönnighoff von der Deutschen
Hochschule der Polizei. Die übrigen drei Sach-
verständigen haben uns alle mitgeteilt, dass sie
auf dem Weg hierher sind. Es gibt offensichtlich
Schwierigkeiten an den Flughäfen. Aber das
ändert jetzt wenig. Ich würde Sie einfach bitten,
zu beginnen. Sie haben ja schriftliche Stellung-
nahmen eingereicht. Es ist Ihnen bei der Einla-
dung mitgeteilt worden, dass Sie drei Minuten
Zeit haben, die wichtigsten Punkte Ihrer Stel-
lungnahme noch einmal hervorzuheben. Im
Anschluss folgen die Fragen der Fraktionen.
Herr Ahrens, ich bitte Sie einfach ohne weitere
große Vorrede, zu beginnen. Sie haben drei
Minuten Zeit, in denen Sie die zentralen Punkte
für dieses wichtige Thema uns noch einmal kurz
darstellen können. Herr Ahrens, Sie haben das
Wort.

Prof. Dr. Gerd-Axel Ahrens (Technische
Universität Dresden): Guten Tag, meine Da-
men und Herren. Herzlichen Dank für die Ein-
ladung. Den wissenschaftlichen Beirat des
Bundesministers für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung, brauche ich hier – glaube ich – nicht
besonders vorzustellen. Vor einem Jahr haben
wir ein umfangreiches Papier zum Thema Ver-
kehrssicherheit unter dem Vorsitz von Prof. Dr.
Klaus Beckmann aus Berlin erstellt. Seit einem
Jahr ist unser Vorsitzender Herr Stölzle von der
Universität Sankt Gallen, der auch in diesem
Raum mit anwesend ist. Die Federführung zur
Erstellung dieses Papiers hatte Prof. Schlag,
unser Verkehrspsychologe, der sich heute leider
entschuldigen lassen muss, weil er in London
weilt. Ich werde versuchen, ihn – so gut es geht –
zu ersetzen. Ich bin von Hause aus Verkehrs-
planer, Bauingenieur und kommunaler Ver-
kehrsplaner und bin in diesem Geschäft deshalb
auch zu Hause. Wir haben einen langen Katalog
mit Maßnahmen vorgeschlagen. Das bedeutet,
dass es kein Patentrezept gibt, um die Ver-
kehrssicherheit zu erzielen. Es gibt einen großen
Baukasten von möglichen Maßnahmen. Der
Ansatz lautet also nicht „Entweder - oder“, son-
dern „sowohl - als auch“. Da ist, glaube ich, ein
ganz wichtiger Ansatz. Denn jeder Tote und
jeder Verletzte ist einer zu viel.

Dabei vergessen wir natürlich nicht die Erfolge
der letzten Jahre. Wenn man an die 70er Jahre
denkt, da gab es nur ein Drittel des Verkehrs,
aber über 20.000 Verkehrstote. Gleichwohl: Es
gibt noch einiges zu tun und dafür ist es ganz
wichtig – das ist unser erster Punkt in der Stel-
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lungnahme – dass wir klare Ziele formulieren. Da
streben wir natürlich eine Vision Zero oder
Towards Zero an, wohl wissend, dass das real
kaum zu erreichen sein wird. Aber wenn wir auf
die anderen Verkehrsträger schauen: Bei der
Eisenbahn oder im Luftverkehr würde auch
niemand mit den Sicherheitsvorschriften lax
umgehen. Wir denken, dass mit allen Anstren-
gungen eine Reduktion der Verkehrstoten bis
zum Jahr 2020 um 50 Prozent möglich ist. Die
Maßnahmen, die wir vorschlagen, dürften Ihnen
bekannt sein. Das basiert auf den berühmten
Four E’s, also Engeneering, Education, Enfor-
cement und Economy die ich sicherlich nicht
detailliert darstellen muss. Auf die Komplexe
komme ich gleich noch einmal zu sprechen.

Wir haben das umfassende Thema der Ver-
kehrssicherheit mit dem Bild eines Hauses dar-
zustellen versucht. Ganz wichtig für die Ver-
kehrssicherheitsarbeit ist dabei das Fundament
des Wissens, an dem kontinuierlich gearbeitet
werden muss. Das Dach des Hauses bilden
sozusagen die vielen Träger der Verkehrssi-
cherheitsarbeit, wobei wir uns vorstellen können,
dass die noch besser koordiniert werden können.
Dabei ist Verkehrssicherheitsbeauftragter ein
neues Schlagwort, dem wir auch sehr gewogen
gegenüberstehen. Unter dem Dach dieses Ge-
bäudes haben wir die Zielsetzungen, die uns alle
in der Arbeit vereinen sollten. Die einzelnen
Maßnahmen sollen mit den bereits genannten
Four E‘s nicht entweder/oder sondern sowohl/als
auch umgesetzt werden. Die Schwerpunkte
unserer Maßnahmen – Punkt vier unserer schrift-
lichen Stellungnahme – beziehen sich auf die
Landstraßen sowie die jungen Fahrer und moto-
risierte Zweiräder. Das ist die Schwerpunktset-
zung, die man hat, wenn man sich auf die Be-
reiche konzentriert, wo die meisten Unfälle pas-
sieren, ohne die anderen Bereiche aus den
Augen zu lassen. Verkehrsanlagen sind ein ganz
wichtiger Punkt und da ist natürlich die Ge-
schwindigkeit das Schlüsselproblem. Wir haben
deshalb empfohlen auf den Autobahnen, ein
Tempolimit von 130 einzuführen – weil sich die
Physik von unseren Autos und den Straßen nicht
außer Kraft setzen lässt. Wir sprechen auch von
einer Regelgeschwindigkeit in Städten von
Tempo 30. Damit meinen wir aber primär eine
Umkehr der Beweislast. 80 Prozent der Stadt-
straßen sind Tempo-30-Zonen und Nebenstra-
ßen, wo man heute aufwendig begründen muss,
wenn man dort Tempo 30 anordnen will. Wir
sprechen von selbsterklärenden Straßen und die
Tempo-30-Straßen sollten eigentlich keinen
verkehrstechnischen Aufwand verursachen.
Demgegenüber sollten die Vorfahrtstraßen, also
die 20 Prozent der Straßen auf denen 80 Prozent
der Fahrleistung erbracht wird, selbsterklärend
verkehrstechnisch so ausgerüstet sein, dass

jeder erkennt: Hier ist Tempo 50. Assistenzsys-
teme bei den Fahr- zeugen sind natürlich sehr
wichtig, aber bitteschön auch auf die Verkehrs-
teilnehmer außerhalb des Fahrzeuges achten
und die Sicherheitsrisiken für Radfahrer und
Fußgänger nicht aus dem Auge verlieren! Der
siebte Punkt unserer schriftlichen Stellungnah-
me: Die Ausbildung intensivieren. Insbesondere
in der Sekundarstufe II sehen wir da Defizite.
Wenn wir nach Amerika schauen, wo in den
Schulen das Fahren beigebracht wird, wird dort
den Jugendlichen sehr drastisch ein Sicher-
heitsempfinden beigebracht. Dazu gehört dann
auch die Einführung eines Graduierungssystems
bei der Fahrschulprüfung.

Unser letzter Punkt ist das Enforcement, das wir
insbesondere auf die Überwachung der Ge-
schwindigkeiten konzentrieren möchten. Wir
schlagen in unserer Stellungnahme zweitens
eine Null-Promille-Grenze vor, weil Alkohol am
Steuer nach wie vor ein häufig beobachtetes
Vergehen ist. Drittens: Das Telefonieren im
Fahrzeug auch mit der Freisprechanlage, bindet
so viel kognitive Aufmerksamkeit, dass wir dort
viele Unfälle festmachen können. Ich selbst bin
zum Beispiel sehr bemüht, Geschwindigkeits-
begrenzungen einzuhalten. In den letzten 10
Jahren bin ich zweimal geblitzt worden und zwar
jedes mal beim telefonieren, weil die Aufmerk-
samkeit einfach gebunden ist. Wir sollten unser
Flensburger System nutzen, die Auffälligkeiten
zu registrieren um dann bei auffälligen Ver-
kehrsteilnehmern auch gezielt tätig zu werden.
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vorsitzender: Als nächster Redner: Herr Bo-
dewig.

Kurt Bodewig (Deutsche Verkehrswacht
e.V.): Herr Vorsitzender, meine Damen und
Herren. Ich darf vielleicht anmerken, liebe ehe-
maligen Kolleginnen und Kollegen, dass dieser
Ausschusssaal mir doch sehr vertraut ist. Ich
freue mich heute hier sein zu dürfen. Denn der
Anlass der Anhörung, dass sich die Koalitions-
fraktionen und die Fraktionen SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN mit eigenen Anträgen zur
Verkehrssicherheitspolitik positionieren, ist ein
sehr begrüßenswerter. Denn das zeigt, dass das
Thema Verkehrssicherheit von nahezu dem
gesamten Bundestag angenommen wird und
das begrüßen wir als Deutsche Verkehrswacht
ausdrücklich. Die Deutsche Verkehrswacht ist,
wie Sie wissen, die größte Verkehrssicher-
heitsumsetzungsorganisation, die wir in
Deutschland haben. Wir freuen uns umso mehr,
dass in allen Anträgen sehr ambitionierte Ziele
beschrieben worden sind. Das Ziel der Reduk-
tion der Zahl der Verkehrstoten zwischen 40
Prozent und 60 Prozent für den Teilbereich der
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Kinder, ist schon eine große Herausforderung.
Ich möchte darauf hinweisen, dass es keine
Selbstverständlichkeit ist, dass die Zahlen sich
nur immer in absenkender Richtung bewegen
werden. Wir haben in diesem Jahr für August
schon 297 Verkehrstote mehr, als im Ver-
gleichszeitraum des vergangenen Jahres. Das
macht sehr deutlich: Wir können nicht davon
ausgehen, dass es ein Automatismus ist, son-
dern eine Zielsetzung die hart erarbeitet werden
muss.

Deswegen würde ich gerne auf spezielle Mobil-
itätsteilnehmergruppen im Einzelnen eingehen.
Das ist einmal das Thema der jungen Fahrer. Es
ist aus unserer Sicht nach wie vor die größte
problematische Gruppe. Wir haben gute Erfolge
unter anderem auch mit dem begleiteten Fahren
ab 17 Jahren. Da wäre eine der großen Her-
ausforderungen der Zukunft, die weitere Durch-
setzung diese Programms BF 17 voranzutreiben.
Wir erreichen bisher so etwa zwischen 40 und 50
Prozent der Fahranfänger. Das ist eigentlich zu
wenig. Die Evaluationen zeigen, dass hier bisher
die nachhaltigste Wirkung erzielt worden ist. Das
ist also ein wirklich wichtiges Programm. Der
zweite Bereich betrifft Motorradfahrer. Nach wie
vor ist die Sicherheit hier eine Frage der Ver-
kehrsinfrastruktur. Es gibt viele Unfälle an Leit-
planken, die deshalb anders konzipiert werden
müssen. Wir treten außerdem massiv dafür ein,
dass es eine schnelle, gesetzliche Regelung für
ABS bei Motorrädern gibt. Damit könnte eine
Vielzahl von Unfällen vermieden werden.

Ein weiterer Bereich betrifft die Gruppe der
Senioren. Wir leben in einer demographisch älter
werdenden Gesellschaft. Das Thema E-Mobility,
das wir ausdrücklich begrüßen, zeigt aber auch
neue Herausforderungen. Die Frage der akusti-
schen Wahrnehmung wird eine der ganz zent-
ralen Aufgaben sein, wenn es um den Umgang
mit E-Mobilität geht. E-Mobilität ist eine positive
Entwicklung, die aber auch unter Verkehrssi-
cherheitsgesichtspunkten gesehen und weiter
verstärkt werden muss. Dazu gehörten natürlich
eine besondere Aufklärung und – vor allem im
innerörtlichen Bereich – zusätzliche Maßnahmen
die dieser Gruppe dann auch stärker entspre-
chen. Ich möchte als nächstes das Thema
Radfahrer ansprechen. Wir haben auch hier die
Verbindung zu E-Mobilität. Bei der Frage der
Pedelecs tritt die Deutsche Verkehrswacht dafür
ein, dass wir uns ganz verstärkt dem Thema
Fahrradhelm in dieser Gruppe widmen. Das ist
eine ganz wichtige Aufgabe. Für Pedelecs 45
km/h ist es ohnehin vorgesehen. Da ist die
Frage, ob der traditionelle Motorradhelm hier
eigentlich das richtige Mittel ist, oder ob nicht die
Pedelecs insgesamt als Gruppe erfasst werden
und – aus meiner Sicht und ich sage ausdrück-

lich es, ist meine persönliche Auffassung – mit
einer Helmpflicht versehen sein müssen. Das
scheint mir zwingend zu sein, wenn wir nicht
Gehirntraumata in dieser Gruppe sehen wollen.
Denn die Gesamtgeschwindigkeit wird sich er-
höhen und das bei Begegnungsverkehren auf
Fahrradwegen. Hier wird sich sehr deutlich zei-
gen, dass wir neue Herausforderungen haben.
Das ist übrigens eine ganz dynamische Ent-
wicklung. Wir gehen in Deutschland von 600.000
zugelassenen Pedelecs bis Ende des Jahres
aus. Sie müssen wissen, dass in China 140
Millionen Pedelecs unterwegs sind. Das heißt,
das wird auch eine Preisfrage werden, also die
bisherigen hohen Preisschwellen werden sich
mindern. Das wird dazu führen, dass wir hier
noch einen höheren Handlungsbedarf haben
werden. Bei den Radfahrern geht es auch um
das Thema Fahrradhelm. Eine der wichtigsten
Aufgaben ist es hier, die Quote zu verbessern.
Ich will darauf hinweisen, dass wir es gemeinsam
mit der Polizei schaffen, dass 90 Prozent aller
Kinder bis zur vierten Klasse Fahrradprüfungen
machen und Fahrradunterricht erhalten. Die
tragen ganz selbstverständlich Helme. Mit der
Pubertät bricht das ab und zwar immer unter
Verweis auf Eltern und Großeltern. Die sagen:
Wenn die nicht, dann wir auch nicht. Das ist so
eine ganz klassische Form. Also die Frage der
freiwilligen Durchsetzung wird eine große Auf-
gabe sein. Ich sage auch gleichzeitig, dass wir
die Kampagne „Ich trage Helm“ als Deutsche
Verkehrswacht ja gemeinsam mit dem Ministe-
rium wirklich breit ins Rollen gebracht haben.
Daran müssen wir weiter arbeiten. Es stellt sich
trotzdem die in einem Antrag aufgeworfene
Frage der Helmpflicht für Kinder. Da glaube ich,
ist es ein Prüfauftrag sehr wichtig. Zu fragen:
Was bedeutet das? Gibt es da sozusagen die
Individualisierung des Risikos? Verlieren die
Eltern Versicherungsschutz? Das sind alles
Fragen, die zwingend geklärt werden müssen.
Insgesamt ist das Thema Radhelm also eine
ganz wichtige Aufgabe. Es ist Gott sein Dank
eine urbane Form der Mobilität, die sich weiter
ausbreitet. Daran werden wir auch weiter arbei-
ten und wir haben mit unserer Kampagne
„Fahrradhelm macht Schule“ ganz gezielt den
Übergang zwischen der Primarstufe und der
Sekundarstufe begleitet. Das müssen wir weiter
fortsetzen. Ich glaube, mit diesen Kampagnen
kommt man ein gutes Stück voran. Vielleicht ist
über Freiwilligkeit dieses Problem in den Griff zu
bekommen. Ich sage betont: Vielleicht. Ich
möchte gerne zu der Gruppe der Kinder kom-
men, wo wir eine Reihe von Maßnahmen an-
bieten.

Vorsitzender: Sie sind jetzt bei fünf Minuten…
Kurt Bodewig (Deutsche Verkehrswacht
e.V.): Oh, dann reduziere ich. Ich verweise nur
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auf die Frage der motorischen Schwierigkeiten
bei Kindern. Ich glaube, das geht weit über die
Bundespolitik hinaus und ich bitte Sie Initiativen
mit den Ländern zu unternehmen, diese Fähig-
keiten zu stärken. Lassen Sie mich ein letztes
Wort sagen. Wir haben seit 20 Jahren einen
inflationsbereinigten Rückgang der Mittel für
Verkehrssicherheitsarbeit um 30 Prozent. Wenn
man sich ambitionierte Ziele setzt, wie etwa eine
40 Prozent oder 50 prozentige Reduktion der
Verkehrstotenzahlen, dann bedeutet das auch,
dass die Mittelausstattung erhöht werden muss,
um solche ehrgeizigen Ziele auch durchzuset-
zen. Deswegen geht mein Appell an Sie, das
auch mit zu begleiten. Herzlichen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit!

Vorsitzender: Herr Bönninger, bitte.

Jürgen Bönninger (FSD Fahrzeugsystemda-
ten GmbH): Wer dieses Jahr auf der eCarTec in
München war, der hat dort auf dieser Leitmesse
inspirierende Ausblicke auf neuartige Ver-
kehrsmittel sehen können, mit einer Vielfalt an
Antriebskonzepten und Sicherheitsfunktionen.
Diese Vielfalt werden wir eher schon in den
nächsten Jahren auf den Straßen zu beobachten
haben, als in den nächsten Jahrzehnten. Das
wird also unsere Mobilität bestimmen. Das
Spektrum reichte dort vom Fahrrad mit Elektro-
antrieb über E-Bikes und Segways mit zwei und
drei Rädern, bis hin zum Hybrid-PKW mit einer
großen Anzahl von präventiven Assistenzfunk-
tionen, wie automatischer Notbremse, Totwinkel-
assistent, Spurwechsel, Kreuzungs-Fußgänger-
Wahrnehmungsassistenten mit aktiven Eingriff in
die Bremsanlage und vielem mehr. Hier sehen
wir Lösungen, die noch offene Fragen für die
Zukunft greifbar machen, wie wir die Verkehrs-
sicherheit drastisch erhöhen und auch die Um-
weltverträglichkeit wesentlich verbessern kön-
nen. Darüberhinaus zeichnen sich nun aber auch
für uns Chancen ab, wie wir Fahranfängern,
geschützt durch solche Sicherheitsfunktionen
und einer stufenweisen Steigerung der Ge-
schwindigkeit, kontinuierlich beim Aufbau der
Verkehrserfahrung helfen können und somit das
Unfallrisiko auch deutlich reduzieren können. Ich
habe in meiner schriftlichen Stellungnahme den
Vorschlag unterbreitet, dass wir wegen der posi-
tiven Erfahrungen mit dem begleiteten Fahren
mit 17, das Einstiegsalter hierfür unter be-
stimmten Bedingungen auf 16 Jahre absenken
können. Wir sollten uns das vielleicht im Laufe
des Tages heute noch einmal näher anschauen
und ich könnte das auch erläutern. Diese Lö-
sungschancen fallen uns aber nicht von alleine in
den Schoß, denn die neuen Verkehrsmittel und
auch die Sicherheitsfunktionen müssen über die
gesamte Lebensdauer des Fahrzeuges ihre
Sicherheit behalten. Das können wir nur mit

entsprechenden Vorschriften für die Betriebser-
laubnis und für die regelmäßige technische
Überwachung realisieren. Immerhin wird in
Deutschland ein Fahrzeug ungefähr 13 Jahre alt.
Man sagt, es wird dann endgültig außer Betrieb
genommen. Zu Deutsch: Es wird dann ver-
schrottet.

Ich habe einige Beispiele in der Stellungnahme
aufgeführt, die hier zur Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit beitragen könnten. Wir haben
bislang völlig unzureichende Anforderungen an
Pedelecs mit Geschwindigkeiten bis zu 25 km/h
bzw. bis zu 45 km/h und es gibt in der Zwi-
schenzeit auch bereits Pedelecs die auch über
45 km/h hinaus Unterstützung durch einen
Elektromotor haben. Die Konstruktionen, die wir
heute sehen, sind minderwertig und bergen eine
erhebliche Verkehrsgefährdung mit entspre-
chenden Unfallfolgen. Rahmenbrüche und
Brems versagen sind zu beobachten und wir
brauchen hier dringend eine rasche Regelung.
Immerhin sind dieses Jahr bereits 500.000 Pe-
delecs und E-Bikes allein in Deutschland ver-
kauft worden. Ein Zweites Beispiel: Schon seit
einigen Jahren reden wir über die Verlängerung
der Gesamtlängen von Sattelzügen. Ich will mich
hier darauf beschränken zu fordern, eine sinn-
volle Angleichung der zulässigen Gesamtlänge
von Sattelzügen an die Gesamtlänge von 18,75
m, die wir für Gliederzüge schon seit langem
erlauben, vorzunehmen. Das sollten wir in Angriff
nehmen, nicht nur um der Transportwirtschaft
hier etwas zu Gute kommen zu lassen, sondern
auch zugleich um der Umwelt zu helfen, weil wir
dann weniger Fahrten für die Beförderung der
gleichen Warengesamtmenge brauchen. Wich-
tiger ist aber noch – und deshalb sitzen wir heute
hier – wie wir an dieser Stelle die Verkehrssi-
cherheit verbessern können. Den Längenzuge-
winn der Sattelzüge sollten wir unbedingt dazu
nutzen, dass wir für diese Fahrzeuge die passi-
ven Sicherheitssysteme an Front und Heck mit
vorschreiben, so dass wir mit derartigen Auf-
prallschutzeinrichtungen endlich für mehr pas-
sive Sicherheit sorgen. Das betrifft nicht lediglich
die Fahrzeuginsassen im Lkw sondern eben
auch die schwächeren Verkehrsteilnehmer. Für
diese Fahrzeuge habe ich in meiner Stellung-
nahme auch aktive Sicherheitssysteme mit
vorgeschlagen und das könnten wir auch im
Laufe des Tages hier vielleicht noch diskutieren.
Jetzt komme ich zu einem dritten Beispiel. Wir
reden alle von Elektrofahrzeugen. Hier müssen
wir aufpassen, dass diese Elektrofahrzeuge
tatsächlich genauso sicher sind wie andere
Fahrzeuge. Ein Beispiel: Wir freuen uns alle
darüber, dass wir beim Bremsen Strom erzeugen
können. Die Rekuperation hat aber zur Folge,
dass wir die normale Reibungsbremse, die Be-
triebsbremse, nur selten nutzen. Wenn wir diese
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Reibungsbremse dann einmal für eine Not-
bremsung gebrauchen müssen, ist sie bereits
soweit degradiert, dass wir nur noch die Hälfte
der Bremsleistung ansteuern können. Wir
brauchen unbedingt hierzu entsprechende Re-
gelungen, dass es nicht zu solch einer Ver-
schlechterung kommt. Was machen diese Bei-
spiele deutlich? Wir müssen über das gesamte
Fahrzeug reden, über die Sicherheitsfunktionen
und was die Sicherheit erhält. Wir haben in
Deutschland hier sehr große Erfolge. Seit 2006
haben wir die Überprüfung der elektronisch
geregelten Fahrerassistenzsysteme und Sicher-
heitssysteme mit in die Hauptuntersuchung
eingebracht.

Vorsitzender: Sie sind jetzt bei über 6 Minuten.

Jürgen Bönninger (FSD Fahrzeugsystemda-
ten GmbH): Ich möchte noch sagen, dass es mit
der Nivellierung und der Uniformierung, die von
Europa zurzeit hier angestrebt wird, dazu kom-
men könnte, dass wir die Ziele für 2020 nicht
erreichen. Das kann zu einer starken Gefähr-
dung der technischen Sicherheit der Fahrzeuge
in Deutschland kommen. Wir müssen uns also
alle gemeinsam für die Beachtung des Subsi-
diaritätsprinzips in der Verkehrssicherheitspolitik
in Europa einsetzen und wir müssen der Nivel-
lierung aus Brüssel Grenzen setzen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Wir haben die klas-
sische Steigerung: Am Anfang vier Minuten,
dann fünf Minuten, jetzt sechs Minuten. Jetzt
begrüßen wir Herrn Eichendorf vom Deutschen
Verkehrssicherheitsrat und Prof. Seeck von der
Bundesanstalt für Straßenwesen. Schön, dass
Sie es trotz der Schwierigkeiten geschafft haben.
Herr Eichendorf, haben Sie durchatmen kön-
nen? Sie wären nämlich als nächster dran. Wie
bei der schriftlichen Einladung mitgeteilt, haben
Sie jetzt drei Minuten. Bis jetzt hat es keiner Ihrer
Vorredner geschafft sich daran zu halten…
Schauen wir mal, ob Sie es schaffen, in drei
Minuten noch einmal die wichtigsten Thesen
Ihrer Stellungnahme vorzutragen.

Dr. Walter Eichendorf (Deutscher Verkehrs-
sicherheitsrat e.V.): Vielen Dank! Sie wissen
alle, dass wir pro Tag in Deutschland 10 Ver-
kehrstote haben oder, so wie wir es in der Stel-
lungnahme beschrieben haben: Alle zwei Mo-
nate müsste der Deutsche Bundestag komplett
neu gewählt werden, weil alle bisherigen Mit-
glieder im Straßenverkehr tödlich verunglückt
wären. Sie wissen auch, dass wir durch Stra-
ßenverkehrsunfälle volkswirtschaftliche Kosten
in Höhe von 31 Milliarden Euro pro Jahr haben.
Wir sind zwar hier nicht im Finanzausschuss,
aber überlegen Sie sich einmal, 31 Milliarden
Euro wären zusätzlich da. Sie haben gerade jetzt

im Moment eine einmalige Chance durch Bün-
delung verschiedener Initiativen. Die UNO hat
das Jahrzehnt 2011 bis 2020 zur Dekade der
Verkehrssicherheit aufgerufen. Das ist das erste
Mal, dass diese Weltgemeinschaft ein solches
Thema angeht. Sie wissen, dass die EU-
Kommission ein Weißbuch zu diesem Thema
vorgelegt hat und dass das Europäische Parla-
ment einen Antrag dazu verabschiedet hat. Wir
haben das nationale Verkehrssicherheitspro-
gramm und wir haben hier Anträge der Fraktio-
nen. So schön kann es für die Verkehrssicherheit
nur selten kommen. Ich will von den Themen, die
wir in unserer Stellungnahme aufgelistet haben,
drei nennen. Einmal das Thema Alkohol. Eine
ganz wesentliche Unfallursache, bei der wir uns
mit der Deutschen Verkehrswacht, dem Deut-
schen Verkehrssicherheitsrat, dem Verkehrsclub
Deutschland und dem wissenschaftlichen Beirat
beim BMVBS einig sind, nämlich dass ein ab-
solutes Alkoholverbot für den Straßenverkehr
eingeführt werden sollte. Zweitens: Die beson-
dere Risikogruppe der jungen Fahrer. Hier lautet,
kurz zusammengefasst, unsere wichtigste For-
derung: Verlängerung des Lernzeitraums. Junge
Fahrer sind gefährdet und wir können ihnen nur
durch einen längeren Lernzeitraum helfen. Drit-
tens: Brennpunkt Landstraße. 60 Prozent der
tödlichen Verkehrsunfälle geschehen auf Land-
straßen, 20 Prozent sind Baumunfälle. Das ist
ein Thema, das wir anpacken sollten. Und last
but not least haben wir eine Bitte an Sie: Wenn
Sie schon eine UNO-Dekade der Verkehrssi-
cherheit haben, wenn die EU dran ist, wenn da
ein nationales Programm ist, dann können wir
nur an Sie appellieren: Erhöhen Sie die Mittel,
die im Bundeshaushalt für die Verkehrssicherheit
zur Verfügung stehen. Die Chance ist im Moment
so günstig, wie sie nie mehr sein wird. Das alles
steht unter dem Motto der Vision Zero: Keiner
kommt um, alle kommen an. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Eichendorf.
Das war vorbildlich! Das waren zwei Minuten.
Frau Hänel, Sie haben als nächste das Wort.

Anja Hänel (Verkehrsclub Deutschland e.V.):
Ich versuche mein Statement auch auf drei we-
sentliche Punkte zu reduzieren. Erst einmal
herzlichen Dank, dass der VCD heute zum
Thema Verkehrssicherheit Stellung nehmen
darf. Wir haben schon häufiger gehört, dass die
Anzahl der im Verkehr Getöteten in den ver-
gangenen Jahren konstant zurück gegangen ist.
Das ist auch erfreulich. Trotzdem ist diese Zahl
für uns kein Anlass zu sagen: Wir können jetzt
einfach so weitermachen oder womöglich in der
Verkehrssicherheitsarbeit reduzieren. Wir haben
hier keinen Selbstläufer. Das zeigt sich auch
daran, dass das Jahr 2010 das Jahr mit den
meisten Verkehrsunfällen seit 1999 war und wir
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sogar die Situation haben, dass in einigen
Großstädten in den letzten Jahren eine Zunahme
an Verunglückten im Straßenverkehr zu ver-
zeichnen ist. Für den VCD heißt es, dass wir ein
Umdenken in der Verkehrssicherheitsarbeit
brauchen. Verkehrssicherheitsarbeit muss eine
gesellschaftliche Aufgabe werden und unter der
Philosophie von Vision Zero an der Verletzlich-
keit des menschlichen Körpers ausgerichtet sein.
Der Verkehr muss auch Fehler verzeihen. We-
sentliche Punkte dabei sind, dass wir uns vor-
rangig auf die Maßnahmen konzentrieren müs-
sen, die verhindern, dass überhaupt Verkehrs-
unfälle entstehen. Für uns ist einer der wesent-
lichen Punkte dabei auch, dass wir bei Verkehr
nicht immer nur an Automobilität denken, son-
dern dass wir auch die Verlagerung auf den
öffentlichen Verkehr als eine wesentliche Maß-
nahme der Verkehrssicherheit begreifen. Denn
wenn wir mit öffentlichen Verkehrsmitteln un-
terwegs sind, ist es wesentlich sicherer, als die
Fahrt mit dem Pkw.

Eine zweite wichtige Maßnahme ist das Thema
Tempo. Wir schließen uns hier einigen Vorred-
nern an, dass wir Tempolimits brauchen. Hohes
Tempo ist eine der Hauptursachen für die
schweren Verkehrsunfälle. Wir fordern deshalb
ein Tempolimit auf Autobahnen ebenso wie
Tempo 30 in unseren Städten als Regelge-
schwindigkeit und auch eine Reduzierung der
Geschwindigkeiten auf Landstraßen. Zum Punkt
Schwächere Verkehrsteilnehmer, haben wir
vorhin schon relativ viel über die Helmpflicht
gehört. Wir möchten als VCD aber noch einmal
deutlich machen, dass es sehr wichtig ist, die
Rahmenbedingungen für die schwächeren Ver-
kehrsteilnehmer so zu gestalten, dass Unfälle
auch hier erst gar nicht entstehen. Das heißt wir
brauchen Infrastruktur, die auch dem wachsen-
den Anteil am Modal Split dieser Verkehrsteil-
nehmer angepasst sind. Infrastruktur, die auch
so gestaltet ist, dass sie das gleichberechtigte
miteinander der Verkehrsteilnehmer fördert.
Dass sie möglichst umwegfrei und auch sicher in
den Kreuzungsbereichen ist, so dass auch die
Akzeptanz erhöht wird. Wir haben viele Prob-
leme mit Akzeptanz aufgrund von fehlenden oder
falschen Rahmenbedingungen. Ein Punkt dazu
ist eben auch: Wer bei der Radverkehrsinfra-
struktur gerade darüber nachdenkt, Gelder ein-
zusparen, muss sich darüber klar sein, dass das
auch ein Risiko für die Verkehrssicherheit be-
deutet. Damit ich die Zeit nicht überschreite, bitte
ich Sie bei den restlichen Punkten die schriftliche
Stellungnahme heranzuziehen und bedanke
mich.

Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Hänel! Als
nächstes hat Herr Mönnighoff von der Polizei-
hochschule das Wort.

Martin Mönnighoff (Deutsche Hochschule
der Polizei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
sehr geehrte Damen und Herren. Herzlichen
Dank für die Einladung und für die Möglichkeit,
hier zu sprechen. Ich spreche hier leider nicht für
die 16 Polizeien in der Bundesrepublik
Deutschland. Das ist mir leider nicht möglich. Ich
habe einen Lehrstuhl an der Deutschen Hoch-
schule der Polizei. Ich beschäftige mich seit
mehr als 10 Jahren mit dem Thema Ver-
kehrssicherheitsarbeit und bin als Experte für die
Vereinten Nationen, die EU und auch für die
Weltbank als Berater für den Aufbau von Ver-
kehrspolizeien in China, Kuwait, Ägypten und
verschiedenen anderen Ländern tätig. Insofern
möchte ich auch die internationale Perspektive
öffnen. Ich möchte mich hauptsächlich darauf
beschränken, den Punkt Verkehrsüberwachung
anzusprechen. Leider war es mir nicht möglich,
vorab eine schriftliche Stellungnahme einzurei-
chen. Ich habe eine Kurzstellungnahme dabei,
die ich nachreichen werde und auf die ich an
einigen Punkten verweisen möchte. Für mich ist
der wichtigste Punkt – und das haben uns die
Franzosen in der Verkehrssicherheitsarbeit der
letzten Jahre ganz deutlich vorgemacht – die
politische Priorisierung. Das gilt bei allen Stra-
tegien, die entwickelt werden sollen. Es muss
jemand Verantwortung übernehmen und sagen:
Verkehrssicherheit ist uns wichtig. Das muss
passieren und dann müssen die Maßnahmen
auch mit Gewicht danach ausgerichtet werden.
Ich werde am Ende auch eine Empfehlung dazu
geben, ob wir es nicht schaffen könnten – wie
zum Beispiel die Franzosen – eine interministe-
rielle Entscheidungs- und Koordinierungsstelle
einzurichten, die dadurch Synergieeffekte pro-
duziert, dass man die verschiedenen Träger der
Verkehrssicherheitsarbeit wirkungsvoller zu-
sammenbringt. Ich habe in meine Betrachtungen
auch noch das Koch-Papier mit einbezogen, das
vom Europäischen Parlament beschlossen
wurde. Das ist eine Operationalisierung des
vierten Aktionsprogramms der Europäischen
Gemeinschaft.

Ich muss dazu sagen: Ich wünschte mir auch für
das neue Verkehrssicherheitsprogramm in
Deutschland – ich habe gehört, das ist inzwi-
schen schon verteilt worden, leider lag es mir bis
jetzt noch nicht vor – die Verankerung einer
Vision Zero und dass es dort eine Operationali-
sierung gibt. Dass dort tatsächlich gesagt wird,
was wir konkret machen wollen und nicht nur
Zielsetzungen, wo es hingehen soll. Ich möchte
ganz kurz darauf eingehen, dass wir natürlich im
Bereich der Straße und im Bereich der Fahr-
zeugtechnik Probleme haben. Dafür sind andere
heute hier. Die müssen dafür sprechen, was in
diesen Bereichen verbessert werden kann. Ich
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möchte mich darauf beschränken, über das
Verhalten zu sprechen. Das Verhalten ist für die
meisten der Verkehrsunfälle – so zumindest
nach unseren Analysen – der hauptausschlag-
gebende Punkt. Das Verhalten führt dazu, dass
Fahrzeugtechnik und auch die Straße die Fehler,
die gemacht werden, eben nicht mehr verzeihen
können. Bei den schweren Unfällen ist immer
noch Geschwindigkeit die Nummer eins unter
den Unfallursachen. Insofern möchte ich mich
Frau Hänel ganz deutlich anschließen und sa-
gen: Wir brauchen ein anderes Geschwindig-
keitsverhalten in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Wir müssen ein Tempolimit auf den Auto-
bahnen haben. Wir sollten auf Tempo 80 auf den
Landstraßen runtergehen. Das machen uns die
anderen Länder in Europa alle vor und sie haben
deutlich größere Rückgänge bei den Getöte-
ten-Zahlen zu verzeichnen. Tempo 30 in den
Städten, auf den Wohnstraßen halte ich für eine
sehr gute Maßnahme. Natürlich müssen die
Verkehrsstraßen weiterhin auch die Möglichkeit
von Tempo 50 haben.

Ich möchte darauf eingehen, dass es natürlich
auch die Möglichkeit gibt, die Verkehrsüberwa-
chung zu steigern. Dafür ist die Polizei unter
anderem da. Nur die Polizei – das haben Sie
sicherlich in den meisten Bereichen gehört – ist
sehr stark dabei Personal abzubauen. Aus Er-
sparnisgründen werden teilweise 20 bis 30
Prozent des Personals in den nächsten abge-
baut. Das wird sicherlich auch zu Lasten der
Verkehrssicherheitsberatung, also zum Beispiel
der Radfahrausbildung in den Schulen gehen
und das wird auch zu Lasten der Verkehrs-
überwachung gehen. Das kann man im Einzel-
nen noch nicht vorhersagen. Das wird in den
Ländern sicherlich unterschiedlich passieren.
Ein großer Punkt und das sagt uns die Ver-
kehrspsychologie ganz deutlich: Es ist wichtig,
dass neben der Verkehrsüberwachung, also
einer kontinuierlichen Verkehrsüberwachung,
eine Sanktionshöhe erforderlich ist, die dem
Fehlverhalten angemessen ist. Andere Länder in
Europa verhängen zum Beispiel für Geschwin-
digkeitsüberschreitungen deutlich höhere Sank-
tionen. Was bei uns 30 Euro kostet, kostet in
Frankreich 160 Euro und in der Schweiz 130
Euro. Die Sanktionssysteme sind in den letzten
Monaten in den einzelnen Ländern in Europa
sogar noch einmal verschärft worden, weil
überall die Getöteten-Zahlen steigen. Seit eini-
ger Zeit gibt es in Frankreich sogar Haftstrafen
für Geschwindigkeitsübertretungen. In Spanien
sind Geschwindigkeitsübertretungen zur Straftat
erklärt worden. Insofern bin ich ganz entschieden
dafür, dass auch im unteren Bereich der Ge-
schwindigkeitsübertretungen eine Erhöhung der
Verwarnungs- und Bußgelder eintritt. Weitere
Anpassungen von Rechtsvorschriften, zum

Beispiel im Bereich der Halterhaftung, sollten
diskutiert werden. Ein Alkoholverbot für alle
Fahrzeugführer sollte genauso eingeführt wer-
den wie eine Absenkung der Promillegrenze für
Radfahrer. 1,6 Promille, wer das einmal versucht
hat, weiß, dass das wirklich lebensgefährlich ist.
Das ist sicherlich eine der Möglichkeiten, wie wir
dem Problem Alkohol Herr werden könnten.

Ich komme zum Ende. Es sollte auch die Frage
diskutiert werden, ob wir weiter an der bisherigen
Verfahrenspraxis festhalten sollen, dass nur
Blutproben bei Straftaten als beweiskräftig vor
Gericht anerkannt werden. Außerdem, ob es
nicht auch die Möglichkeit einer verdachtsfreien
Kontrolle bei Alkohol- und Drogendelikten geben
sollte. Damit möchte ich schließen und mir ab-
schließend wünschen, dass eine Vision Zero in
dem neuen Verkehrssicherheitsprogramm ver-
ankert ist. Ich weiß leider nicht, ob es drinsteht.
Dankeschön!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Mönnighoff!
Jetzt begrüßen wir noch Frau Levasier vom
ADAC. Wir lassen Sie noch durchatmen und
nehmen als nächstes Herrn Seeck dran. Sie
haben dann das Abschlussstatement, Frau
Levasier. Herr Seeck, Sie haben das Wort.

Prof. Andre Seeck (Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen / EuroNCAP): Ich freue mich sehr,
heute hier sein zu können. Ich bin in zwei Funk-
tionen hier, einmal als Wissenschaftler der
Bundesanstalt für Straßenwesen, aber auch als
Präsident des European New Car Assessment
Programme, des europäischen Verbraucher-
verbandes, wo wir Fahrzeuge im Hinblick auf ihre
Sicherheit testen. Ich denke in vielen Stellung-
nahmen ist es bereits herausgekommen: Wir
blicken zurück auf eine sehr erfolgreiche Zeit der
Verkehrssicherheitsarbeit. Wir haben eine große
Reduktion erreicht und mit 3.648 Toten im letzten
Jahr, den absoluten historischen Tiefststand
erzielt. Aber selbstverständlich: Das reicht nicht
aus, weil wir, wie schon gesagt wurde, jeden Tag
10 Tote zu beklagen haben. Das heißt unser
Appell ist: Wir dürfen nicht nachlassen in einer
sinnvollen und zielgerichteten Verkehrssicher-
heitsarbeit. Dabei ist insbesondere zu berück-
sichtigen, dass schwächere Verkehrsteilnehmer,
also Fußgänger, Fahrradfahrer und Motorrad-
fahrer bei uns mehr in den Fokus rücken müs-
sen, denn dort sehen wir noch Defizite. Das
Thema Verkehrssicherheit sollte man aber auch
nicht nur an der Zahl der Getöteten messen,
sondern auch an der Zahl der Schwerstverletz-
ten. Nicht der Schwerverletzten, sondern der
Schwerstverletzten. Hier ist es zu begrüßen,
dass von der Bundesregierung im Verkehrssi-
cherheitsprogramm, was jetzt ja aufgelegt wird,
das Thema Schwerstverletzte in den Fokus



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 56. Sitzung, 09.11.2011

11

gerückt wird. Eine weitere Schwierigkeit, die wir
als Wissenschaftler in der Zukunft sehen, ist der
demographische Wandel. Unsere Gesellschaft
wird immer älter und damit werden auch neue
Probleme im Bereich der Verkehrstechnik, im
Bereich der Fahrzeugtechnik und sicher auch im
Bereich des Verhaltens auf uns zukommen.
Dieser Fragestellungen müssen wir uns an-
nehmen. Die Straße als Verkehrsträger trägt die
Hauptlast im Güter- und Personenverkehr.
Dessen müssen wir uns natürlich immer bewusst
sein. Insofern ist es sehr wichtig, dass die
Maßnahmen die wir ergreifen, wissenschaftlich
evaluiert sind und zielgerichtet eingesetzt wer-
den.

Im Bereich der Fahrzeugsicherheit haben wir
sehr große Beiträge zu den Erfolgen in der
Vergangenheit geleistet. Im Bereich der passi-
ven Sicherheit gilt dies ganz besonders. Eu-
roNCAP hat das durch die Sterne, die wir ja für
die Fahrzeuge vergeben, wenn wir sie testen,
auch sehr deutlich gemacht. Ich kann Ihnen, weil
ich einen Einblick in die Entwicklungsprogramme
der Fahrzeughersteller habe, auch prognosti-
zieren, dass das Fahrzeug auch in der Zukunft
seinen Beitrag für die Verkehrssicherheit weiter
leisten wird. Denn das, was zur Zeit entwickelt
wird und wo ich einen Einblick habe, wird morgen
und übermorgen in unsere Flotte eingebaut
werden und wir werden dadurch weitere Erfolge,
auch im Bereich der Senkung der Zahl der Ge-
töteten und auch der Schwerstverletzten, sehen.
Nichtdestotrotz müssen wir auch bei der Fahr-
zeugtechnik – und das hat glaube ich Herr
Bönninger schon erwähnt, als ich reinkam hörte
ich es jedenfalls – auf neue Herausforderungen
achten. Stichworte sind dabei: Elektromobilität,
Hybridfahrzeuge und Brennstoffzellenfahrzeuge.
Wir werden durch diese Art der Fahrzeuge eine
geänderte Fahrzeugpopulation bekommen, mit
neuen Sicherheitsherausforderungen. Ich sage
nicht, dass diese Fahrzeuge unsicher sind, das
sind sie ganz bestimmt nicht. Aber wir müssen
die richtigen Maßnahmen ergreifen um zu ge-
währleisten, dass diese Fahrzeuge mindestens
genauso sicher sind, wie die konventionellen
Fahrzeuge, die wir schon in der Flotte haben.

Zu den Motorradfahrern: Aus technischer Sicht
kann ich nur sagen: ABS. ABS ist für einen Mo-
torradfahrer das, was der Sicherheitsgurt für
einen Pkw-Insassen ist. Da kann man nur sagen:
Das muss verpflichtend vorgeschrieben werden.
Man sollte – und da gehe ich mal kurz auf meine
Vorredner ein – das Thema Null-Promille ab-
wägen. Wir haben sehr erfolgreich die Null-
Promille-Grenze für Fahranfänger eingeführt.
Die Evaluation hat gezeigt, dass dort sehr wichtig
ist – gerade in der Lernphase von jungen Fah-
rern – dass man Trinken und Fahren trennen

muss. Wenn wir eine Null-Promille-Grenze für
alle Fahrer haben wollen, muss man natürlich
eines klar sehen: Einige Fahrer, die nicht mehr
als Fahranfänger gelten, haben ein ganz ande-
res Problem. Die haben nämlich ein Alkohol-
problem. Das sind eher fahrende Trinker und
nicht trinkende Fahrer. Da sind 0,5 Promille für
die gar kein Problem. Da sind wir in ganz ande-
ren Promillebereichen unterwegs. Das heißt,
eine Null-Promille-Grenze würde für solche
Fahrer, die tatsächlich ein Risiko darstellen,
keinen weiteren Mehrwert bringen. Dort werden
wir keine weitere Verbesserungen sehen kön-
nen.

Tempolimit: Ganz kurz noch zu diesem Stich-
wort. Sinnvolle Tempolimits, die vor allem be-
achtet und akzeptiert werden, die also situativ
das Richtige anordnen, die sind das Maß der
Dinge. Durch die Verkehrsbeeinflussungsanla-
gen ist man dabei, situativ genau die richtige
Geschwindigkeit vorzugeben. Ein pauschales
Tempolimit ist sicher dem Verkehrsteilnehmer
sehr schwer zu vermitteln, insbesondere zu
bestimmten Tageszeiten und in bestimmten
Situationen. Das kann damit unter dem Aspekt
der Akzeptanz ein Problem sein. Ansonsten
kann ich nur noch abschließend sagen, dass ich
das Verkehrssicherheitsprogramm des BMVBS
sehr begrüße, das unter großer Beteiligung der
Bundesanstalt für Straßenwesen entwickelt
worden ist und das insbesondere mit allen wich-
tigen Beteiligten in mehreren Dialogrunden be-
sprochen wurde. Der ADAC, der Deutsche
Verkehrssicherheitsrat und die Deutsche Ver-
kehrswacht waren alle beteiligt und haben zu
diesem Verkehrssicherheitsprogramm ganz klar
gesagt: Das ist ein Programm, das in die richtige
Richtung weist. Vielen Dank, für Ihre Aufmerk-
samkeit.

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Levasier, Sie
haben das Wort.

Julia Levasier (Allgemeiner Deutscher Auto-
mobil-Club e.V.): Vielen Dank, für die Gele-
genheit zur Stellungnahme. Ich möchte mich
auch noch für das Zuspätkommen entschuldi-
gen. Es war leider nicht anders möglich. Ich
bedanke mich ganz herzlich für die Anträge der
Fraktionen zur Verkehrssicherheit. Diese ent-
halten einige sehr, sehr wertvolle Vorschläge
und Anregungen, darunter einige sehr weitge-
hende. Es gibt hier große Übereinstimmungen
mit den Verkehrssicherheitszielen des ADAC
und das ist zu betonen. Wir haben gestern die
Veröffentlichung des neuen BMVBS-Programms
zur Verkehrssicherheit gesehen. Geschrieben
wurde das Programm zu einer Zeit, wo man sich
eigentlich einig sein konnte: Es gibt einen histo-
rischen Tiefststand bei den Getöteten- und
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Schwerverletzten-Zahlen. Man konnte sich dem
fast schon sicher sein. Jetzt ist es zu einem
Zeitpunkt veröffentlicht worden, wo man aber
sehen muss, dass mittlerweile die Unfallzahlen
und die Getöteten-Zahlen wieder steigen. Wir
haben einen Zuwachs von 6 Prozent in den
ersten 8 Monaten dieses Jahres im Vergleich
zum Vorjahr bei den Getöteten-Zahlen. Wir
hätten diesen Beweis nicht benötigt, um zu er-
kennen, dass wir weiter unsere ganzen An-
strengungen bündeln müssen, um in der Ver-
kehrssicherheitsarbeit, in der Politik, aber auch in
der Arbeit, die teilweise ehrenamtlich vor Ort
gemacht wird, zusammenzuarbeiten. Der ADAC
hat natürlich an der Erstellung des Programms
des Bundesverkehrsministeriums mitgewirkt. Ich
freue mich auch, dass einige Anregungen mit
aufgenommen worden sind. Man kann betonen,
dass das Programm von einem Hochhalten der
Kultur der gegenseitigen Rücksichtnahme, der
Selbstverantwortung aber auch der Regelak-
zeptanz getragen ist. Das ist uns ganz wichtig.
Das können wir als ADAC mit unterstützen und
wir werben auch dafür.

Wir haben auch andere ganz wichtige Maß-
nahmen auf dem Tisch, die – ich werde mich jetzt
den Vorrednern anschließen – von ABS für
Motorräder, über den Kindersitz-Check, bis hin
zu Themen wie zum Beispiel Müdigkeit, Medi-
kamente sowie Alkohol und Drogen im Stra-
ßenverkehr reichen. Das sind ganz wichtige
Dinge für uns, insbesondere auch die schulische
Verkehrserziehung. Ich bin jetzt aber nicht nur
hier, um das Programm zu loben. Es gibt einen
wichtigen Bereich, den wir für unsere ADAC-
Verkehrssicherheitsarbeit und auch für die Ver-
kehrssicherheitspolitik ganz oben angesetzt
haben: Das sind die jungen Fahrer. Hier muss
ich ganz deutlich sagen, dass uns das Programm
nicht weit genug geht. Nachdem es jetzt nun
schon veröffentlicht worden ist, möchte ich an
Sie appellieren, dass wir dann bei der Umset-
zung der Ziele, die im Programm dargelegt sind,
ambitioniert sind. Wenn ich jetzt sage ambitio-
niert, dann meine ich bei den jungen Fahrern
natürlich unsere Forderung nach einer Mehr-
phasenausbildung. Nämlich die Forderung, dass
die jungen Fahrer dann in die Situation gebracht
werden, dass sie auch nach dem Erwerb des
Führerscheins begleitet werden. Genau in der
Zeit, wenn sie den Führerschein neu haben,
machen Fahranfänger Fehler, die man aber mit
geeigneten Ausbildungsmodulen auffangen
kann. Es geht hier vorwiegend nicht um den
Aufbau von Fahrpraxis – das wissen wir, das
haben wir durch begleitetes Fahren mit 17 Jah-
ren, BF 17, jetzt erreicht. Das ist gut, aber da
dürfen wir nicht aufhören. Wir müssen jetzt auch
die Inhalte zur Gefahrenerkennung abdecken
und das erfolgt noch nicht ausreichend, wie man

an den Unfallzahlen sieht. Wir brauchen auch mit
diesem neuen Element in der Fahranfänger-
vorbereitung und Betreuung ein Modul, das alle
Fahranfänger erreicht. Ich möchte noch einmal
betonen: BF 17 ist ein sehr guter Anfang aber
das erreicht nicht alle. BF 17 geht auch auf die
Lernzeitverlängerung ein, aber wir möchten
diese Verlängerung auch nach dem Führer-
schein sehen. Ich habe mit Freude festgestellt,
dass im Antrag der SPD diese Forderung auf-
genommen worden ist. Ich hoffe, wir können in
dem Punkt weiter zusammenarbeiten.

Im Programm des Bundesverkehrsministeriums
sind, wie gesagt, junge Fahrer ein Schwerpunkt,
aber es geht an dieser Stelle überhaupt nicht
weit genug. Das sind letztlich bereits bestehende
Dinge, die hier aufgegriffen werden. Wir müssen
weitergehen, um die Unfallzahlen zu reduzieren.
Ein weiterer Schwerpunkt, den ich noch nennen
möchte: Auch bei den Landstraßen sind wir noch
ein bisschen unzufrieden, in Bezug auf die
Ausgestaltung des Programms. Denn hier gehen
wir ganz klar davon aus, dass wir bestimmte
Merkmale der fehlerverzeihenden Straße auch
für die Bestandsstraßen brauchen. Das ist natür-
lich eine Kostenfrage, aber wir wissen alle, dass
Verkehrssicherheit auch Geld kostet. Wir brau-
chen eine systematische Risikobetrachtung aller
Straßen im Gesamtnetz. Das sollte man bei der
Ausgestaltung des Programms in den nächsten
Jahren auf jeden Fall mit auf die Agenda neh-
men. Soweit zu meinen Eingangsausführungen.
Ich höre jetzt einmal an der Stelle auf, um dann
weitere Punkte noch in der Diskussion zu ver-
tiefen. Vielen Dank.

Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Levasier! Wir
kommen jetzt zu den Fragen der Abgeordneten.
Wir verfahren wieder nach dem klassischen
System: Jeder Abgeordnete hat ein bis zwei
Fragen und diese ein bis zwei Fragen kann er an
einen oder zwei Experten stellen. Die Experten
antworten dann direkt darauf und zwar auch
wieder so kurz, knapp und prägnant wie möglich.
Dann kann der nächste Abgeordnete seine
Fragen stellen. Also das System ist eindeutig:
Nie mehr als zwei Fragen, nie mehr als zwei
Experten. Kollege Storjohann.

Abg. Gero Storjohann: Da kann man nur
scheitern bei dieser Aufgabenstellung… Ich
habe zwei Fragen an jeweils einen. Ist das rich-
tig, darf ich das machen?

Vorsitzender: Es ist eigentlich ganz einfach. Im
Ergebnis dürfen es nie mehr als zwei Fragen
sein. Es dürften dann natürlich auch nie mehr als
zwei Experten antworten. Man kann also eine
Frage an zwei Sachverständige stellen, oder
zwei Fragen an einen Sachverständigen richten.
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Abg. Gero Storjohann: Eigentlich hätte ich 100
Fragen, aber ich konzentriere mich jetzt auf die
Bereiche Überwachung und Kontrolldichte. Herr
Mönnighoff hatte die Situation in Frankreich
dargestellt. Die haben eine besondere Kam-
pagne gemacht und sie haben mit Überwa-
chungskampagnen sehr große Erfolg erzielt. Sie
sind noch nicht die Besten in Europa, aber sie
haben Erfolg. Die Frage ist: Wie organisieren wir
das? Ich halte nichts von Polizisten, die sich
hinter dem Busch verstecken. Können wir in
Deutschland vielmehr zu einer Überwachung
dergestalt kommen, dass zum Beispiel alle zwei
Kilometer ein Blitzer steht und ich bekomme
dann auch in meinem Fahrerassistenzsystem
immer den Hinweis: Da steht einer! [Lachen bei
allen Fraktionen]

Vorsitzender: Der Kollege hat das Wort. Ich
nehme an, er fragt nur danach und hat es selbst
nicht in seinem System.

Abg. Gero Storjohann: Ich spreche über die
Zukunft. Darauf bezieht sich meine Frage. Wenn
ich ein großes, flächendeckendes System in
Deutschland einrichte, wo die Geschwindigkeit
überwacht wird, dann ist eine solche Anzeige ja
durchaus sinnvoll. Das ist meine Frage: Darf das
auch angezeigt werden? So wie das bei
TomTom jetzt ja auch schon angezeigt wird: Du
fährst schneller als 50 km/h in der geschlosse-
nen Ortschaft. Das ist die Frage, die sich damit
verbindet: Ist diese Anzeige sinnvoll? Ich stelle
die Frage, weil ich das aus England so kenne.

Das war der Bereich Kontrolle und Überwa-
chung. Junge Fahrer, Weiterentwicklung von
Kenntnissen im Bereich der Altersgruppen von
15 bis 25 Jahren. Da gehört ja alles dazu:
Mehrphasenausbildung, in der Sekundarstufe II
werden keine Kenntnisse vermittelt und, und,
und. Was können wir konkret in dem Bereich
alles tun? Diese Frage geht dann an den Deut-
schen Verkehrssicherheitsrat, an Prof. Eichen-
dorf.

Vorsitzender: Ging die erste Frage an Herrn
Mönnighoff? In Ordnung. Herr Mönnighoff, Sie
haben das Wort.

Martin Mönnighoff (Deutsche Hochschule
der Polizei): Danke für die Frage. Zur zweiten
Frage könnte ich auch etwas sagen, weil ich
genau zu diesem Thema ein Forschungsprojekt
leite. Nach der derzeitigen Rechtslage ist es
eben nicht erlaubt, dass die Geräte anzeigen wo
die Kontrollen sind. Frankreich hat – danach
haben Sie ja gefragt – genau diesen Weg vor-
gemacht. Sie haben also dort im Internet und auf
sonstigen Kommunikationswegen veröffentlicht,

wo kontrolliert wird. Seit drei Wochen ist das in
Frankreich verboten. Das heißt, im Internet gibt
es keine Hinweise mehr und alle GPS-gestützten
Geräte, die eben die Stellen anzeigen, wo
überwacht wird, sind zu konfiszieren. Das heißt
also, der französische Ausschuss, der dies be-
schlossen hat, verfolgt ganz massiv die Rich-
tung: Immer und überall muss man mit Über-
wachung rechnen. Sonst führt das dazu, dass an
den Kontrollstellen massiv abgebremst und
danach wieder massiv Gas gegeben wird.
Gleichzeitig hat man in Frankreich 50 km/h-
Übertretungen zur Straftat erklärt und mit drei
Monaten Haft bewehrt. Das ist eine Folge des-
sen, dass in Frankreich die erzielten Fortschritte
dieses Jahr auch bröckeln, weil es dort immer
noch erhebliche Geschwindigkeitsübertretungen
gibt. In ungefähr 29.000 Fällen in einem Jahr
waren die Fahrermehr als 50 km/h zu schnell.
Die Ergebnisse der Vorjahre zeigen aber ganz
deutlich: 75 Prozent des Rückgangs der Getö-
teten-Zahlen in Frankreich – der bei fast 60
Prozent lag – beruhte darauf, dass man es ge-
schafft hat, die Zahl der Fahrer, die mehr als 20
km/h zu schnell fahren, deutlich zu reduzieren.
Man hat es geschafft, dass die Geschwindig-
keitsdifferenzen weniger geworden sind und die
ganz hohen Geschwindigkeiten weggefallen
sind. Davon ausgenommen ist ein gewisser
Prozentsatz von Rasern, den man jetzt mit die-
sem Straftatbestand angehen will.

Ich halte viel davon, dass man mit einem Me-
thodenmix arbeitet. Das heißt, man muss stati-
onäre Geschwindigkeitsüberwachung an Punk-
ten haben, wo es gefährlich ist. Aber man muss
auch mobile Geschwindigkeitsüberwachung auf
den Strecken in den Gebieten haben, wo es zu
Gefahren kommen kann oder wo es zu Unfällen
gekommen ist. Dort versuchen die Polizeien –
und das ist personalintensiv aber auch wirksam –
dass man die Leute anhält, direkt konfrontiert
und unmittelbar sanktioniert. Informieren, sank-
tionieren, überzeugen das ist sicherlich eine
Methode, die Erfolg verspricht. Aber die Kontrolle
muss zu einem Flächendruck führen. Irgend-
wann muss man natürlich sagen: Wenn nur
einmal im Jahr kontrolliert wird und dann 20 Euro
gezahlt werden müssen, dann gibt es eben die
große Masse der Verkehrsteilnehmer, die immer
die 19 km/h zu schnell fährt. Das erleben wir. Da
hat der Gesamtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft mehr als 100.000 Fahrzeuge
gemessen, die im Schnitt 119 km/h fuhren. Die
alle genau wussten: Auf der Landstraße 19 km/h
zu viel kann ich mir erlauben, das ist ein Ver-
warnungsgeld, da gibt es keinen Punkt. Wir
müssten deshalb Bußgeldsätze haben, die frü-
her anfangen und eben nicht erst bei 20 km/h
und es müsste eine höhere finanzielle Buße da
sein. Die Überwachungsdichte müsste gesteigert
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werden. Dann kämen wir dazu, dass die Ge-
schwindigkeitslimits, die wir derzeit haben, auch
eingehalten würden. Zum zweiten Punkt den Sie
angesprochen haben, zur Altersgruppe der 15
bis 25-jährigen. Lassen Sie eine Ausnahme zu,
Herr Dr. Hofreiter? Vielen Dank.

Also, wir haben derzeit eine längsschnittliche
Untersuchung mit 1.000 Jugendlichen, die ab
dem Alter von 14 Jahren regelmäßig jedes Jahr
befragt werden. Und zwar wollen wir herausfin-
den: Wie entstehen überhaupt problematische
Einstellungen zum Straßenverkehr? Die 18 bis
19-jährigen fahren los und haben dann eine
gewisse Einstellung zum Straßenverkehr. Die
entwickelt sich vorher. Und wer ist da entschei-
dend? Sind es die Eltern, sind es die Peerg-
roups? Wer beeinflusst eigentlich die Einstel-
lung? Dazu befragen wir über vier Jahre 1.000
Jugendliche, mit finanzieller Unterstützung des
Deutschen Verkehrssicherheitsrates und unter-
suchen das aus verkehrspsychologischer Sicht.
Wir stellen dabei fest – das haben andere Un-
tersuchungen auch schon einmal so angedeutet
– dass wir vermutlich so zwischen 10 und 20
Prozent der Jugendlichen haben, die bereits mit
15, 16 Jahren, also wenn sie noch gar nicht Auto
fahren können, sehr problematische Einstellun-
gen äußern. Ob die sich tatsächlich später im
Fahrverhalten manifestieren, werden wir am
Ende des Projektes mit Fahrversuchen heraus-
zufinden versuchen. Wir glauben, es gibt eben
eine Gruppe von Jugendlichen, die sich sehr früh
beeinflussen lässt, zum Beispiel durch Video-
spiele und andere Dinge. Das führt dazu, das sie
sagen – so kreuzen sie es jedenfalls im Frage-
bogen an: Wenn ich dann einen Führerschein
habe, dann will ich imponieren, dann will ich
Regeln brechen, dann will ich auffallen. Genau
bei diesen problematischen Einstellungen ist
natürlich sehr spannend, ob die sich dann später
manifestieren und umgesetzt werden. Diese
Jugendlichen könnten auch unsere problemati-
schen Kids werden, die dann als junge Fahrer
unterwegs sind.

Die Polizei ist ja mit in den Führerschein mit 17
involviert, sowie in die Ausbildung der Begleiter,
die ja teilweise gemacht wird. Wir haben Hin-
weise dazu, dass viele Jugendliche äußern: Den
Führerschein mit 17 mache ich nicht, ich warte
bis 18. Mit meinem Alten fahre ich nicht rum, das
tue ich mir nicht an. Ich warte bis ich 18 bin und
mache dann den Führerschein. Insofern würde
der Führerschein mit 17 als freiwillige Maßnah-
me an denen vorbeilaufen und das wäre sehr
schade.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Eichendorf.

Dr. Walter Eichendorf (Deutscher Verkehrs-
sicherheitsrat e.V.): Herr Storjohann, Sie haben
nach der Altersgruppe der 15- bis 25-Jährigen
gefragt. Was sind die Schwerpunkte, um die Sie
sich kümmern sollten? Das Erste, um das Sie
sich aus unserer Sicht kümmern sollten, sind die
Pedelecs, Pedelecs 25. Im Moment gehen diese
elektrischen Fahrräder – wenn ich es mal so
nennen darf – eher in die Zielgruppe der älteren
Personen. Die werden mit sinkenden Preisen in
absehbarer Zeit auch zu den Jüngeren kommen.
Sie haben dann ein Fahrzeug – und ich sage
bewusst ein Fahrzeug – was offiziell immer noch
als Fahrrad eingestuft ist. Das bedeutet: Keine
Versicherungspflicht, keine Helmpflicht. Das ist
ein gravierender Fehler und da werden wir in
absehbarer Zeit stark steigende Unfallzahlen
bekommen. Es gibt zwei Möglichkeiten: Entwe-
der Sie stufen die Pedelecs generell als Kraft-
fahrzeuge ein und machen ein paar Ausnahmen.
Die andere Variante ist: Sie machen eine Son-
derklasse für die Pedelecs, die eigenständig
definiert wird.

Das Zweite, wo Sie Sicherheit schaffen sollten,
ist die Führerscheinklasse AM. Sie sollten auf
jeden Fall verhindern – das ist auch eine For-
derung die Herr Mönnighoff schon an vielen
Stellen aufgestellt hat – dass es zu einer Ab-
senkung des Einstiegsalters auf 15 Jahre
kommt. Dann setzen Sie die gefährdetste – und
zwar die mit weitem Abstand gefährdetste –
Altersklasse auf die gefährlichsten Fahrzeuge.
Dazu gibt es Zahlen aus Österreich und aus
anderen Regionen und die kennen Sie – glaube
ich – auch. Da würden die Unfallzahlen drama-
tisch hoch gehen, wenn man AM 15 zulässt. Das
Wichtigste ist aber das, was Herr Mönnighoff
gerade schon angesprochen hat: Wir brauchen
einen längeren Lernzeitraum. Die jugendlichen
Fahrer nehmen etwa nur zur Hälfte den Führer-
schein mit 17 wahr. Für diese Hälfte ist es schon
mal Klasse, das ist überhaupt keine Frage. Die
andere Hälfte, die wir nicht erwischen, ist im
Zweifelsfall die Brisantere und die Kritischere.
Das heißt alle Modelle – auch die, die Frau
Levasier vom ADAC eben angesprochen hat –
die dazu führen, dass wir den Lernzeitraum der
Jugendlichen deutlich verlängern, schaffen für
die kritische Altersklasse wesentlich mehr Si-
cherheit.

Es gibt eine vierte Maßnahme, die eher im
Randbereich ist. Aber ich will sie hier erwähnen,
weil sie uns sehr am Herzen liegt. Das ist die
Thematik Feuerwehrführerschein. Mit den Son-
derregelungen beim Feuerwehrführerschein, die
ja heute als Möglichkeit geschaffen worden sind,
kommen Sie in eine Situation hinein, dass Sie
Jugendliche – und zwar junge Männer in aller
Regel – die ohnehin im Straßenverkehr noch
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völlig unerfahren sind, auf schwere Lkw-Fahr-
zeuge setzen, und die dann mit Sondersignal
durch die Gegend fahren lassen. Da sind Unfälle
vorprogrammiert. Denn wir haben dort gefährli-
che Fahrzeuge, die extrem gefährlichen Son-
dereinsatzfahrten und die Situation der jugend-
lichen Fahrer. Deswegen sind wir sehr gegen
den Feuerwehrführerschein.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes Frau
Kollegin Lühmann.

Abg. Kirsten Lühmann: Herzlichen Dank! Zu
Beginn stelle ich fest, dass schon Frau Levasier
angedeutet hat, dass dieses neue Verkehrssi-
cherheitsprogramm der Regierung mit allen
Verkehrssicherheitsverbänden abgestimmt ist.
Aber, Herr Seeck, ich hatte den Eindruck, Sie
hätten es so dargestellt, als ob da nun alles drin
wäre, was dort angeregt wurde. Das ist ja schon
klargestellt worden: Dem ist nicht so! Es ist vieles
aufgenommen worden, aber wirklich nicht alles.
Ich möchte mich jetzt auf die Teile fokussieren,
die nicht aufgenommen wurden. Einen Komplex
haben wir schon abgeräumt: Das ist die Frage
des Mehrphasenmodells. Da freut es mich auch,
dass das in dem Antrag von CDU/CSU und FDP
mit drin ist. Ich finde es nur schade, dass weder
Sie als Verkehrssicherheitsverbände, noch die
Regierungskoalition es geschafft haben, diesen
wichtigen Punkt bei ihrer eigenen Regierung mit
in das Programm zu bekommen. Aber vielleicht
können wir im Verfahren das noch hinbekom-
men, dass Sie sich vielleicht doch durchsetzen,
Herr Storjohann.

Der zweite Punkt wo wir sagen, wir haben ein
ganz großes Problem damit – das ist von ganz
vielen von Ihnen angesprochen worden – betrifft
das Thema Geschwindigkeiten. Das finden wir
auch mit keinem Wort in diesem Verkehrssi-
cherheitsprogramm. Wir haben das nun von
vielen von den Sachverständigen gehört, auch
aus den verschiedenen Richtungen: Von Herrn
Mönnighoff aus der Richtung des Sachverstän-
digen und auch des Überwachenden. Von Prof.
Ahrens aus wissenschaftlicher Sicht und auch
von den Verkehrssicherheitsverbänden. Der
Einzige, der es kritisch gesehen hat, war Herr
Seeck. Und, Herr Seeck, ich bin 27 Jahre lang
Polizeibeamtin gewesen. Wenn ich nur das
durchsetzen würde, was akzeptiert wird, dürfte
ich niemals einen Fahrradfahrer, der nachts
ohne Licht fährt, kontrollieren, dürfte niemals ein
Stoppschild kontrollieren und dürfte niemals den
Gurt kontrollieren. Denn das sind alles Dinge, die
wir aus Verkehrssicherheitsgründen machen, die
aber in der Bevölkerung nicht akzeptiert werden.
Das ist für mich also kein Grund, dass wir hier
eine Maßnahme ergreifen oder nicht ergreifen
sollten.

Meine Frage geht nun an den Kollegen Bodewig,
weil er sich dazu noch nicht geäußert hat. Wie
sieht denn die Deutsche Verkehrswacht die
Frage der Geschwindigkeitsbegrenzung, insbe-
sondere auch die Frage, die hier angesprochen
wurde, innerorts grundsätzlich auf Tempo 30 zu
gehen? Insbesondere ob das unter dem Aspekt
Verkehrssicherheit wirklich Fortschritte bringt,
oder ob das nur eine Gängelung der Bevölke-
rung ist. Meine zweite Frage bezieht sich auf den
dritten Punkt, der aus unserer Sicht in dem
Verkehrssicherheitsprogramm nicht angespro-
chen ist. Wir haben das in unserem Antrag auch
gemacht. Das betrifft nämlich die Frage des
Verkehrsraums. Dort wurde einiges schon an-
gesprochen. Meine Frage geht an Herrn Eichen-
dorf: Sie haben die Problematiken auf Land-
straßen angesprochen. Meine Frage zielt aber
mehr auf die Innenstädte. Gibt es Möglichkeiten
innerhalb der Innenstädte den Verkehrsraum
neu zu strukturieren, so dass wir den Anforde-
rungen der Verkehrssicherheit besser Rechnung
tragen können?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Bodewig.

Kurt Bodewig (Deutsche Verkehrswacht
e.V.): Wir sind beim Thema Geschwindigkeiten
in einem Diskussionsprozess. Nach unseren
Erkenntnissen ist nicht die Autobahn das Ent-
scheidende, sondern es gibt zwei große Prob-
lembereiche: Innerörtliche Verkehre und eben
der weitere Bereich der Landstraßen. Bei Land-
straßen gilt es nicht für alle Landstraßen, son-
dern für einen bestimmten Typus von Land-
straßen. Nämlich langgestreckte Landstraßen, in
der Regel auch als Alleen, wo wir wissen, dass
Tempolimit 100 immer problematisch ist. Das
sind die Straßen, an denen die Holzkreuze von
Menschen aufgestellt werden, die da Angehörige
verloren haben. Wir diskutieren darüber und
übrigens auch über das Tempo 30 innerorts
unter dem Thema selbsterklärende Straßen.
Also, das heißt: Die Vorfahrtsstraßen, die große
Transportleistungen haben, müssen als solche
auch besonders gekennzeichnet werden. Es darf
keine Unsicherheit darüber geben, an welcher
Stelle ich wie schnell fahren darf. Wir kommen
hier bei 30 km/h an diese Konfliktlinie. Es würde
zu einer Entschärfung in den Bereichen führen,
wo wir durch abbiegende Fahrzeuge Fahrrad-
unfälle haben. Das ist eine ganz klassische
Situation: Fahrradunfälle dort, wo der Fahrer sie
nicht wahrnimmt. Da wird übrigens das Thema
Pedelecs noch einmal reinspielen, weil die eine
hohe Beschleunigung haben und für Autofahrer
schwer wahrnehmbar sind. Also, unter diesem
Gesichtspunkt diskutieren wir das. Es ist eine
sehr ernste Problematik, wo wir zur Zeit noch im
Diskussionsprozess sind und auch diskutieren,
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wie die örtlichen Erfahrungen in den Bereichen
sind, wo Wohngebiete sind, die überwiegend
Tempo 30 haben. Dort haben wir die Situation,
dass die Ausschilderung zum Teil problematisch
ist, das heißt, dass bei der bestehenden Rege-
lung nicht erkennbar ist: Wo darf ich 30 km/h
fahren und wo kann ich davon ausgehen, dass
ich schneller fahren darf? Das sind dann die
klassischen Unfallgefährdungspunkte.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Eichendorf.

Dr. Walter Eichendorf (Deutscher Verkehrs-
sicherheitsrat e.V.): Die Vision Zero kennt ganz
explizit drei Bestandteile. Einer davon ist hier
gefragt, nämlich der Verkehrsraum, die Infra-
struktur. Und bei der Vision Zero sagt man auch
in der schwedischen Definition ganz klar: Zu
allererst ist die Infrastruktur gefordert, Unfälle zu
verhindern. Erst wenn die Infrastruktur versagt
hat im Einzelfall, müssen die Fahrzeuge so
sicher sein, dass sie die Folgen minimieren und
als Letztes müssen wir natürlich die Menschen
zur Regelbefolgung bringen. Es gibt, um ganz
konkret auf Ihre Frage einzugehen, ein in
Schweden entwickeltes Audit zur Vision Zero, wo
die Infrastruktur bei jeder Neubau-, Ausbau- oder
Umbaumaßnahme genau begutachtet wird unter
dem Aspekt: Schaffen wir damit eine wirklich
Fehler verzeihende Straße? Ein Nebeneffekt ist
gerade für Sie als Verkehrspolitiker da sehr
interessant: Wenn ein Audit zur Vision Zero
durchgeführt worden ist, wird der Umbau, Aus-
bau oder Neubau tatsächlich preiswerter als er
vorher gewesen wäre, weil man einfach bevor
die Bagger rollen, mehr Gehirnschmalz hinein-
steckt. Deswegen kann man so etwas wie ein
flächendeckendes Audit zur Vision Zero, was in
Schweden schon seit vielen Jahren Gesetz ist,
auch nur empfehlen.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Eichendorf!
Herr Luksic.

Abg. Oliver Luksic: Vielen Dank Herr Vorsit-
zender! In der Analyse sind wir uns ja, glaube
ich, in vielen Punkten einig, was die Herausfor-
derungen angeht. Zweiräder, Landstraße,
Elektromobilität. Ich würde gern auf zwei Punkt
eingehen, vor allem auf die jungen Fahrer und
das Thema demografischer Wandel. Ich hätte da
zwei Fragen an Herrn Bönninger: Sie haben ja
das Thema Lernzeitraum und geschützter Er-
fahrungsaufbau beschrieben und dazu auch eine
Tabelle auf Seite 7 in Ihren schriftlichen Aus-
führungen. Die FDP ist auch sehr für das Thema
zweite Stufe, ich würde Sie allerdings gern zum
Thema BF 16, das Sie anregen, nochmal be-
fragen und die Eingruppierung, die Sie hier
vornehmen. Wenn Sie dazu nochmal ein paar
Sätze sagen können, wäre das hilfreich. Das

zweite Thema, demografischer Wandel, wurde
zurecht mehrfach genannt. Es geht darum, Mo-
bilität im Alter zu erhalten. Das ist mir persönlich
auch sehr wichtig. Es gibt ja auch die Überlegung
von Experten und auch von einzelnen Fraktionen
hier, Zwangsprüfungen einführen. Halten Sie
das für den richtigen Ansatz oder was kann man
denn beim Thema Freiwilligkeit tun, beim Thema
Gesundheitschecks, Fahrerassistenzsysteme,
damit wir die Mobilität im Alter erhalten, gerade
auch im ländlichen Raum?

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Luksic! Herr
Bönninger, Sie haben das Wort.

Jürgen Bönninger (FSD Fahrzeugsystemda-
ten GmbH): Wir haben jetzt alle davon gespro-
chen, dass wir eine Phase des Fahrkompetenz-
erwerbs haben und dass die zu kurz ist für den
Eintritt in die Mobilität, wie wir sie heute hier in
Deutschland haben. Ich habe vorgeschlagen,
dass, wenn wir das schon wissen, dass wir dann
durchaus auch darüber nachdenken können, ob
wir nicht eher damit anfangen. Dass wir es den
jungen Fahranfängern ermöglichen, begleitet
und unter bestimmten Bedingungen, eben auch
schon mit 16 Jahren zum Beispiel einen Pkw zu
führen. Wir wissen alle, dass sich die Fahr-
kompetenz ungefähr innerhalb von 12 bis 18
Monaten nach Beginn der Fahrerkarriere ein-
stellt. Dann sind die Unfallzahlen von den jungen
Leuten ungefähr die, die wir auch haben. Das
heißt also, wenn jemand mit 18 Jahren einsteigt,
dann hat er mit 19,5 Jahren genau die gleiche
Fahrkompetenz und die gleiche Fahrerfahrung
wie ich. Beim begleiteten Fahren, was sich üb-
rigens sehr gut etabliert und auch bewährt hat,
wissen wir, dass wir die Fahranfänger in
Deutschland durchschnittlich nur sieben Monate
diese geschützte Phase nutzen lassen. Dann
sollten wir sagen: Warum soll es nicht, wie auch
zum Beispiel in Schweden, in Österreich, in
Frankreich und auch in vielen Bundesstaaten der
USA in Deutschland möglich sein, dass wir den
jungen Fahranfängern das schon mit 16 Jahren
erlauben?

Ich habe schon in der schriftlichen Stellung-
nahme gesagt: Wir haben die Möglichkeit, hier
maximale Geschwindigkeiten vorzuschreiben,
ich habe einmal 90 km/h gewählt. Ich habe ge-
sagt, dass wir die Möglichkeit hätten, die Mit-
fahreranzahl zu beschränken. Wir könnten uns
auch noch andere Auflagen und Bedingungen
vorstellen. Auf alle Fälle, will ich eines auch noch
loswerden: Wir hätten die Möglichkeit, für die
jungen Fahranfänger auch vorzuschreiben, dass
sie sichere Fahrzeuge haben. Dass die ausge-
stattet sind mit den Systemen, die ihnen helfen,
wenn sie Fehler machen, die das kompensieren.
Das sind auf alle Fälle ABS, ESP und Airbags.
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Wir sollten ein Zeichen setzen, dass nicht wie in
es Deutschland üblich ist, bei neun von zehn
Familien die Fahranfänger die schlechtesten, die
billigsten, die unsichersten Fahrzeuge bekom-
men sollen, weil die Leute Angst haben, dass sie
eine Beule reinfahren. So lassen wir dann heute
mit 18 Jahren ohne jede Beschränkung die
jungen Fahranfänger auf die Straße! Das ist
wirklich eine vertane Chance und hier sollten wir
Zeichen setzen und das wäre mit einer Begleit-
phase ab 16 Jahren möglich.

So wie wir am Beginn der Fahrerkarriere Fahr-
kompetenzdefizite kompensieren können, so
können wir das natürlich auch für die nachlas-
sende Fahrkompetenz im Alter vornehmen. Wir
können, auch hier wieder durch Fahrkompe-
tenzberatung, den älteren Verkehrsteilnehmern
die Nutzung von Fahrerassistenzsystemen
empfehlen und wir könnten ihnen auch emp-
fehlen, dass sie bestimmte Einschränkungen
hinnehmen, dass sie vielleicht nicht mehr in der
Nacht fahren. Das könnte zum Beispiel die
Empfehlung nach einer verkehrsmedizinischen
Untersuchung sein. Es ist auf alle Fälle sinnvoll,
dass man auch eine Fahrprobe als Fahrkompe-
tenzberatung empfiehlt. Was ich nicht gut finde
ist – das habe ich gelesen – dass darüber
nachgedacht wird, dass wir beispielsweise alle
zehn Jahre eine Theorieprüfung durchführen.
Davon war die Rede. Ich habe im Jahr 2005 für
die Bundesanstalt für Straßenwesen zusammen
mit Professor Sturzbecher die Grundlagen für die
Optimierung der Fahrerlaubnisprüfung legen
dürfen. Das Ziel dieser Optimierung war ganz
klar, dass wir am Anfang des Erwerbs der
Fahrkompetenz die Regeln lernen und das
Bimsen für die Theorieprüfung verlangen. Diese
Theorieprüfung ist völlig ungeeignet für 30-, 40-,
50-jährige oder für 70-jährige. Ich will das mit der
Bemerkung abschließen: Ich behaupte, dass,
wenn wir diese Prüfung heute mit jedem hier
durchführen würden und danach würde be-
standen oder nicht bestanden stehen, neun von
zehn von uns heute mit den öffentlichen Ver-
kehrsmitteln und nicht mit ihrem Pkw nach
Hause fahren müssten. Das ist darauf nicht
ausgerichtet. Das ist kein geeignetes Mittel.

Vorsitzender: Für Abgeordnete dann mit dem
Fahrdienst… Ich natürlich mit dem Fahrrad, als
braver Grüner… Herr Behrens, Sie haben das
Wort.

Abg. Herbert Behrens: Okay, bevor hier die
Einzelabfrage kommt, will ich gerne meine Fra-
gen stellen. Ich habe zwei Fragen. Zunächst an
Frau Hänel vom VCD und dann an Herrn
Bönninger aus der Sicht der Fahrzeugtechnik:
Frau Hänel, Ihre Position ist eindeutig und klar:
Es muss ein Alkoholverbot her, wenn ich ans

Lenkrad will. Das ist ja eine Forderung, die nicht
nur an junge Fahrer und an Fahranfängerinnen
und Fahranfänger geht, sondern die für alle gilt.
Sie haben es nochmal eindeutig dargestellt:
Tödliche Unfälle sind am zweithäufigsten mit
Alkohol verbunden. Ich denke, das ist ein Punkt,
den wir noch viel stärker beachten müssen, als
es in der Diskussion hier der Fall ist und im
Verkehrssicherheitsprogramm sowieso. Die
umgedrehte Frage an Sie: Was sind die Argu-
mente, die Ihnen entgegengehalten werden,
warum es dieses Alkoholverbot nur für jüngere
Fahrer und Fahrerinnen geben soll? Das würde
es mir ein bisschen erleichtern, auch auf die
Argumente, die uns immer entgegengehalten
werden einzugehen.

An Herrn Bönninger: Sie hatten eingangs über
technische Hilfsmittel gesprochen, die das Fah-
ren erleichtern oder vielleicht auch nicht, weil die
Aufmerksamkeitsschwelle ja immer höher ge-
setzt wird und man zunehmend mit Elektronik
konfrontiert ist, wenn man hinterm Steuer sitzt.
Gleichwohl gibt es bestimmte, sehr sinnvolle
technische Maßnahmen, die insbesondere auch
schwächere Verkehrsteilnehmer, wie beispiels-
weise Radfahrer betreffen. Das gilt sowohl auf
der Straße, als auch auf den Radwegen, wenn
sie rechts neben den parkenden Autos laufen,
was die Tote-Winkel-Spiegel anbetrifft. Eine
Diskussion darüber ist bei den Anbietern von
großen Karossen offenbar kein Thema mehr.
Wie schätzen Sie den Grad der Praxisreife im
Bezug auf Tote-Winkel-Spiegel ein, wenn ich
daran denke, dass insbesondere Kleinwagen
möglichst schnell über diese Technik verfügen
sollten? Und wie ist die Position, die Sie aus der
Automobilindustrie dazu erfahren?

Vorsitzender: Frau Hänel, Sie haben das Wort.

Anja Hänel (Verkehrsclub Deutschland e.V.):
Zum Alkohol: Ihre Frage ist sehr interessant, weil
Sie die Fragestellung einmal umdreht. Was uns
schon häufiger vorgehalten wird, ist, dass man
ohne Alkohol keinen Spaß haben kann bei-
spielsweise, solche Argumente kommen oder
dass ein Verbot die Freiheit zu sehr einschrän-
ken würde. Da muss man einfach sagen, dass
wir uns da in einer gesellschaftlichen Diskussion
befinden und nicht nur in der Verkehrssicher-
heitsdiskussion. Das Andere ist, wenn man jetzt
sagt, warum brauchen wir genau dieses Alko-
holverbot, die Null-Promille, dann ist man sehr
schnell in der Diskussion drin, wie viel kann jeder
vertragen, um noch verkehrstauglich zu sein?
Andererseits heißt das aber auch, dass jeder,
der nicht trinken möchte und das deshalb, weil er
sicher nach Hause fahren möchte, dann in einen
Zugzwang kommt, begründen zu müssen, wa-
rum er gar nicht erst anfängt mit dem Trinken.
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Also es ist eine gesellschaftliche Diskussion, die
wir hier führen und ich denke, ein klares Verbot
hilft. Einmal dabei, wirklich nicht für sich ausloten
zu müssen: Wo ist meine Grenze, wo habe ich
die Promillegrenze erreicht? Und zweitens auch
aus diesem Begründungszwang herauszu-
kommen. Ich glaube, Spaß haben kann man
auch ohne Alkohol und die Freiheit wird auch
nicht eingeschränkt. Wer trinken möchte, kann
das gerne tun, der soll sich eben nur kümmern,
dass er dann auch sicher nach Hause kommt. Es
würde auch die Veranstalter mehr in die Pflicht
nehmen, zum Beispiel solche Angebote zu
schaffen.

Vorsitzender: Vielen Dank Frau Hänel! Herr
Bönninger.

Jürgen Bönninger (FSD Fahrzeugsystemda-
ten GmbH): Vielen Dank. Die technischen
Hilfsmittel – und Sie haben hier ganz speziell die
Totwinkel-Assistenten angesprochen – sind sehr
gut ausgereift. Wir haben in der Zwischenzeit
nicht mehr bloß eine Warnung durch diese
Systeme, wenn im toten Winkel ein anderer
Verkehrsteilnehmer entdeckt wird, sondern wir
haben jetzt auch die ersten serienreifen Fahr-
zeuge mit dem entsprechenden Eingriff in die
Bremsanlage. Das heißt, die Fahrzeuge können
hier erst mal Energie abbauen, sie können auch
wieder zurück in die Spur, in der sie eigentlich
fahren sollten, eingebremst werden, indem man
eine Seite des Fahrzeuges anbremst. Zumindest
für die Pkw sind sie sehr ausgereift. Sie haben
auch die Lkw angesprochen. Da muss ich ganz
klar sagen: Da haben wir zwar einen Fortschritt
gemacht mit den entsprechenden Spiegeln, die
wir vorgeschrieben haben und die auch die toten
Winkel verringert haben. Gleichzeitig haben sie
aber die Sicht für den Fahrer auch verringert,
weil die Winkel in ihrer Projektion eben auch
wieder Sicht wegnehmen. Hier ist es wirklich an
uns auch für Fahrzeuge der größeren Tonnagen
zu fordern, dass wir diese Totwinkel-Assistenten
besser ausreifen. Da gibt es heute eben leider
noch nicht genügend ausgereifte Modelle, die
dann auch in die Bremsanlage eingreifen und
genau das tun, was Sie wollen, dass man dann
eben, wenn ein Fahrradfahrer erkannt wird, gar
nicht erst die Möglichkeit hat, loszufahren. Also,
dass nicht bloß akustisch gewarnt wird, sondern,
dass man gar nicht die Möglichkeit gibt, einfach
loszufahren, wenn dort ein Fahrradfahrer ist.
Heute ist das so, dass er, wenn das erkannt wird,
entweder über eine Kamera eben nur akustisch
oder optisch mit einer Warneinrichtung gewarnt
wird.

Abg. Herbert Behrens: Sagen Sie auch noch
etwas zum ruhenden Verkehr, Tür öffnen…?

Jürgen Bönninger (FSD Fahrzeugsystemda-
ten GmbH): Zum ruhenden Verkehr: Die Assis-
tenten für die Türöffnung sind technisch möglich,
aber ich habe bisher keine serienreifen Systeme
gesehen. Aber das ist bestimmt kein Problem,
wenn man das vehement fordert.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Kühn.

Abg. Stephan Kühn: Ich habe jeweils eine
Frage an Frau Hänel und eine an Herrn Pro-
fessor Ahrens: Frau Hänel, bei der Debatte um
die Helmpflicht bekommt man den Eindruck,
dass sich die schwächsten Verkehrsteilnehmer
dem Verkehr anpassen sollen und das nicht,
anders herum, der Verkehr und die Verkehrs-
infrastruktur den schwächsten Teilnehmern
angepasst werden. Daher die Frage: Welche
Maßnahmen halten Sie mit Blick auf die Ver-
besserungen der Verkehrssicherheit für Rad-
fahrerinnern und Radfahrer für notwendig? Und
die Frage an Professor Ahrens: Herr Ramsauer
hat ja die Parole herausgegeben: Erhalt vor
Neubau! Also die künftige Investitionsstrategie
heißt: Wir müssen ins Bestandsnetz investieren,
weil wir das jahrelang vernachlässigt haben. Die
Frage, die ich an Sie hätte: Welche Potentiale mit
Blick auf die Verkehrssicherheit sehen Sie darin,
dass man jetzt die vorhandene Verkehrsinfra-
struktur, das Bestandsnetz, anpackt und dort
beispielsweise den Ansatz der self explaining
road oder eben selbsterklärenden Straße baulich
implementiert? Weil wir ja gehört haben: Ein
Tempolimit an sich bringt nichts, wenn die Straße
das Verkehrsverhalten nicht anzeigt. Was würde
dabei an Sicherheitsgewinn durch eine verbind-
liche Einführung von Sicherheitsaudits für Be-
standsnetzstraßen – wir hatten ja das Thema:
Landstraßen als hoher Gefährdungspunkt –
herausspringen?

Anja Hänel (Verkehrsclub Deutschland e.V.):
Dann beginne ich mit dem Radverkehr. Ich hatte
vorhin schon gesagt, dass man beim Radverkehr
sehr detailliert gucken muss, was die Ursachen
für Unfälle sind. Also, wenn wir über Helme
reden, reden wir ja hauptsächlich darüber, die
Folgen eines Unfalles zu vermindern. Was wir
brauchen, ist aber auch ein genaues Schauen
darauf, wie Unfälle überhaupt entstehen und
dass wir Maßnahmen haben, die Unfälle insge-
samt verhindern. Das heißt im Radverkehr, dass
wir uns auch sehr genau die Infrastruktur an-
schauen müssen. Wir haben in diesem Jahr eine
Studie zum Radverkehr in deutschen Groß-
städten gemacht. Ganz häufig haben wir eben
Infrastrukturen, die noch auf einem alten Stan-
dard sind. Die Verkehrsführung ist dann so, dass
die Sicht im Kreuzungsbereich nicht gegeben ist.
Wegen der Geschwindigkeiten, die man heute
mit den Rädern beziehungsweise dann mit den
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Pedelecs vielleicht später fahren kann, entste-
hen dort Gefahren. Wir müssen also genau
schauen, was die Gründe sind, warum ein Unfall
entsteht. Es ist im Moment eine Diskussion, die
sehr unbefriedigend ist und die auch so eine
Schuldzuweisung von einem Verkehrsteilneh-
mer auf den anderen beinhaltet. Wir haben in der
öffentlichen Diskussion im Moment sehr viele
Diskussionen über Regelverletzungen bei
Fahrradfahrern. Studien aus Oldenburg oder aus
Freiburg, die das vertieft untersucht haben,
zeigen, dass die Gruppe der Fahrradfahrer nicht
mehr Rowdies aufweist, als andere Gruppen von
Verkehrsteilnehmern. Das betrifft auf jeden Fall
den harten Kern, der Regeln übertritt, weil er sie
übertreten möchte und da müssen wir auch
einen Unterschied machen. Wenn wir Infra-
struktur haben, die nicht schlau ist, die Umwege
bedeutet, die schlechte Kreuzungen bedeutet,
die keine Akzeptanz findet, dann ist das auch ein
Grund für Regelüberschreitung und das muss
man auch im Hinterkopf haben.

Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Hänel. Herr
Ahrens, bitte.

Prof. Dr. Gerd-Axel Ahrens (Technische
Universität Dresden): Ich stimme dem Bundes-
verkehrsminister zu, dass Erhalt zunehmend
wichtiger wird vor Neubau. Das gilt noch stärker
als auf den Autobahnen und Bundesfernstraßen
für die Stadtstraßen. Die armen Tiefbauamtslei-
ter können ihre hunderte von Kilometern mit den
Mitteln, die ihnen heute zur Verfügung stehen,
kaum halbwegs verkehrssicher halten. Eigentlich
sprechen Sie eine Selbstverständlichkeit an,
dass, wo immer man eine Straße anfasst und
saniert oder eine neue Decke zieht, schaut: Was
sagen die Unfallzahlen, was haben die letzten
Verkehrsschauen ergeben, wie kann ich die
Situation da verbessern? Ich spreche jetzt ins-
besondere mit Fokus auf die weichen Ver-
kehrsteilnehmer; das ist ein kommunales Prob-
lem. Bei vielen Städten weiß ich, dass dort rou-
tinemäßig bestimmte Dinge mit jeder Sanierung
durchgeführt werden. Als ich damals selber
verantwortlich war, haben wir zum Beispiel bei
der Sanierung von Hauptverkehrsstraßen sys-
tematisch drauf geachtet, dass die Einfahrbe-
reiche zu den Nebenstraßen, zu den Tem-
po-30-Zonen, die sehr oft mit großen runden
Radien versehen sind, die zu schnellem Abbie-
gen geradezu verführen, hochgepflastert wer-
den. Also, dass man in diese Wohnbereiche
hineinfährt wie auf ein Privatgrundstück. Die
Abbiegegeschwindigkeiten müssen reduziert
werden. Das ist ein Schwerpunkt im kommuna-
len Bereich. Das kann man eigentlich mit
Sanierungsmaßnahmen zu einem großen Teil
mit erledigen.

Neben den Geschwindigkeiten ist der Aspekt der
Sichtbarkeit ein großer, wichtiger Punkt. Wichtig
ist, dass man die Sichtbeziehungen verbessert.
Wenn ich eine Straße saniere, kann ich natürlich
auch den ruhenden Verkehr, also die abgestell-
ten, parkenden Fahrzeuge ordnen und ich kann
im Einmündungsbereich dafür sorgen, dass die
Sichtdreiecke beachtet werden. Das sind ganz
geringfügige, marginale Mehrausgaben. Zur
besseren Sichtbarkeit gehört auch, dass wir
veraltete Straßenstandards aus den 60er Jah-
ren, beispielsweise acht Meter breite Straßen-
querschnitte, auf das Normalmaß von 6,5 Meter
zurücknehmen. Dann können wir mit Suggestiv-
streifen arbeiten, wo die Radfahrer im Sichtbe-
reich vor den Autofahrern herfahren – wenn ich
einen Radfahrer vor mir sehe, fahre ich ihn nicht
um – statt hinter den Autos oder mit den Fuß-
gängern auf den Gehwegen, wo wir dann in den
Einmündungsbereichen die Hotspots für die
Unfälle haben. Also, da lässt sich eine ganze
Menge machen und da könnte ich mir auch sehr
gut vorstellen, dass man im Rahmen des Nati-
onalen Radverkehrsplans oder von nationaler
Ebene ausgehend den Kommunen Hilfestel-
lungen gibt, in dieser Richtung ihre Ausbauvor-
haben zu fokussieren.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Ahrens! Herr
Kollege Vogel, Sie haben das Wort.

Abg. Volkmar Vogel: Danke Herr Vorsitzender
für die zweite Runde! Ich habe eine identische
Frage an Herrn Bönninger und an Herrn Mön-
nighoff. Ich muss nochmal auf dem Thema
Fahrerassistenzsysteme herumreiten. Herr
Mönnighoff, Sie hatten dazu schon Ausführun-
gen gemacht. Mich würde konkret interessieren:
Bei der Flut von Fahrerassistenzsystemen, die
es derzeit gibt und wo auch nicht abzusehen ist,
dass diese Flut endet: Welche der angebotenen
Assistenzsysteme, vielleicht mit Ausnahme von
ESP und ABS, halten Sie für zwingend effektiv
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit zur
Verringerung der Unfälle? Und auf der anderen
Seite: Welche Gefahr sehen Sie auch für die
Verkehrssicherheit bei den zunehmenden
Fahrassistenzsystemen, die in den Nutzfahr-
zeugen und in den Pkw eingebaut sind? Was
halten Sie außerdem von Assistenzsystemen,
die zum einen auf die Winterreifenpflicht für den
Nutzer hinweisen und was halten Sie anderer-
seits von Systemen, die dann auch aktiv die
Profiltiefen überprüfen. Wir wissen: Winterreifen
überhaupt zu nutzen ist ein Aspekt, die Profiltiefe
ein anderer. Die Frage geht an Sie beide, um
dazu die Sicht des Technikers einerseits und
zum anderen die Sicht derjenigen, die Regeln
kontrollieren und durchsetzen müssen, zu er-
fahren.
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Vorsitzender: Herr Bönninger, bitte.

Jürgen Bönninger (FSD Fahrzeugsystemda-
ten GmbH): Ich halte alle Fahrerassistenzsys-
teme für sinnvoll, die nicht nur warnen, sondern
die aktiv in die Fahrdynamik und damit in die
Bremsanlage eingreifen, das Fahrzeug stabili-
sieren und Energie herausnehmen. Da gehen wir
weit darüber hinaus, was wir heute mit ESP oder
mit Abstandsregelsystemen oder auch mit Not-
bremssystemen haben. Ich hatte das Beispiel
des Spurwechselassistenten schon genannt.
Alle Fahrerassistenzsysteme, wo wir stabilisie-
ren und Energie herausnehmen, haben Zukunft
und sie überfordern auch in keiner Art und Weise
den Fahrzeugführer, wenn wir das vernünftig
machen.

Abg. Volkmar Vogel: Aber die Kaffeetasse im
Display könnte man weglassen?

Jürgen Bönninger (FSD Fahrzeugsystemda-
ten GmbH): Die Kaffeetasse würde ich nicht
weglassen, da würde ich jetzt aber auch nicht
sofort jemanden abbremsen. Die habe ich jetzt
nicht damit gemeint. Die Müdigkeitswarner, die
Sie meinen, sind auch noch nicht ganz so aus-
gereift. Aber das ist auch ein gutes Fahreras-
sistenzsystem, das muss aber noch etwas
ausgereifter sein. Alle anderen System, die einen
aktiven Eingriff in die Bremsanlage haben, sind
zu befürworten.

Zur Winterreifenpflicht: Ich hätte überhaupt keine
Probleme damit, wenn wir, sobald die Antriebs-
schlupfregelung bei entsprechenden winterli-
chen Verhältnissen registriert, dass der Haft-
reibwert gering ist, eine Erinnerung bekommen.
Spätestens dann sollte eine Erinnerung erfolgen,
wenn das nicht lieber schon am 15. Oktober
passiert. Dann sollte die Erinnerung aber auch
gleich mit beinhalten, dass anständige Reifen mit
mindestens 4 mm Reifenprofil verwendet werden
sollten. Die gesamte Winterreifenpflicht, die wir
jetzt vorgeschrieben haben, nützt uns gar nichts,
wenn mit 1,6 mm oder 2 mm Profiltiefe gefahren
wird. Die sind dann genauso schlecht wie jeder
Sommerreifen. Die brauche ich gar nicht erst
aufzuziehen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Mönnighoff,
bitte.

Martin Mönnighoff (Deutsche Hochschule
der Polizei): Aus Sicht der Polizei sind die
Fahrerassistenzsysteme sicherlich in zwei
Richtungen zu betrachten. Zum einen ist es sehr
wichtig, wie Herr Bönninger gerade sagte, dass
Fahrerassistenzsysteme, Fahrer in komplexen
Situationen unterstützen und warnend und auch
energiereduzierend eingreifen. Das mindert

Unfallzahlen und Unfallschwere. Wir haben
allerdings die große Sorge, dass es zunehmend
– den demografischen Wandel hatten wir an-
gesprochen – mehr Autofahrer geben wird, die
von den Fahrerassistenzsystemen überfordert
werden. Wenn ich z. B. von Head-Up-Displays in
Fahrzeugen höre: Das ist für ältere Verkehrs-
teilnehmer nicht gut sichtbar. Die haben Prob-
leme mit der Sehfähigkeit. Insofern werden
Head-Up-Displays für sie sicherlich eine
Schwierigkeit darstellen. Einzelne Fahrzeugher-
steller mussten Fahrerassistenzsysteme auch
schon zurücknehmen, weil sie nicht akzeptiert
wurden oder nicht mehr handhabbar waren.
Insofern glaube ich, dass solche Systeme zu
einer Überforderung des Fahrers führen können.

Nur: Das lässt sich vom Unfallgeschehen her
durch die Polizei kaum feststellen. Das ist nach-
träglich das große Problem. All die Fahreras-
sistenzsysteme, wie auch Notbremsassistenten
u. a., haben das große Problem, dass sie von der
Polizei bei der Unfallaufnahme nicht bewiesen
werden können. Dort fehlen uns die aus dem
Fahrzeug ausgelesenen technischen Daten, um
tatsächlich eine gerechte Unfallaufnahme ma-
chen zu können. Das wird dazu führen, dass die
Polizei dort steht und mit den Unfallbeteiligten
diskutiert, welches Fahrerassistenzsystem –
Kreuzungsassistent, Notbremsassistent oder
anderes – gerade nicht funktioniert hat oder
vorher ausgeschaltet wurde. Insofern werden wir
vor eine große Problemlage gestellt, dass wir
nicht mehr beweisen können, wie der Unfall
tatsächlich zustande gekommen ist, es sei denn,
wir stellen die Autos sicher und lassen sie nach-
träglich technisch untersuchen. Das wird ein
großes Problem, solange wir keinen Unfallda-
tenschreiber oder eine Schnittstelle in den
Fahrzeugen haben, an dem diese Daten aus-
gelesen werden können. Der verpflichtende
Einbau solcher Schnittstellen in die Fahrzeuge
ist in anderen Ländern bereits üblich. Wir werden
ein großes Problem bei der Datensicherung aus
diesen Fahrzeugen heraus bekommen. Heut-
zutage ist das ohne den Hersteller nicht möglich.
Wir beißen uns daran tatsächlich die Zähne aus!

Bei der Überforderung muss man noch berück-
sichtigen, dass die Gruppe der älteren Ver-
kehrsteilnehmer deutlich größer wird. Wir haben
derzeit zum Beispiel einen Führerscheinbestand
bei den Frauen in der Altersgruppe über 75
Jahren von nur 13 Prozent. In 20, 30 Jahren
werden das 66 bzw. 77 Prozent sein. Die Gruppe
wird also viel größer. Sie ist eine sehr interes-
sante Gruppe für die Fahrzeughersteller. Inso-
fern wäre es sehr wichtig, dass wir für diese
Generation Fahrerassistenzsysteme schaffen,
die unterstützen aber nicht überfordern.



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 56. Sitzung, 09.11.2011

21

Für uns wäre es sehr hilfreich, wenn die Winter-
reifenpflicht angezeigt würden. Das ist für uns
immer dann das Problem, wenn die Fahrzeuge
schon liegen geblieben sind. Es wäre schön,
wenn darauf hingewiesen würde, aber Sie wis-
sen auch: Jedes Fahrerassistenzsystemen,
wenn es eingeschaltet wird, weist schon auf die
Einhaltung der StVO hin. Insofern wäre, vielleicht
mit der Temperaturanzeige verbunden, auch ein
Hinweis auf die Winterreifenpflicht sicherlich
hilfreich.

Vorsitzender: Jetzt hat sich die Fraktion der
SPD ein neues Fragemodell ausgedacht. Da-
nach stellen zwei Abgeordnete jeweils eine
Frage. Frau Kumpf fängt an.

Abg. Ute Kumpf: Ich möchte gerne Herrn Dr.
Eichendorf fragen. Wir werden zum Thema
Elektromobilität in Form von Schaufenstern eine
Fortsetzung unserer Modellregionen haben.
Welche Maßnahmen halten Sie für notwendig
und sinnvoll, damit Elektromobilität unter
Sicherheitsaspekten auch bei diesen Schau-
fenstern erprobt und mit eingebunden wird?

Vorsitzender: Herr Hacker, bitte und dann fol-
gen die Antworten der Experten.

Abg. Hans-Joachim Hacker: Meine Frage geht
an Herrn Bodewig. Die Expertenanhörung hat
ergeben, dass im Aktionsfeld Infrastruktur die
Landstraße eine besondere Bedeutung hat, was
Unfälle, Schwerstverletzte und Getötete angeht.
Von Herrn Prof. Ahrens wurde ein Infrastruktur-
programm „Sichere Landstraße“ gefordert und
auch die Bundesregierung hat das jetzt in ihr
Verkehrssicherheitsprogramm 2011 eingear-
beitet. Vor diesem Hintergrund stelle ich die
Frage zu der Forderung des Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrates und der Deutschen Ver-
kehrswacht die Mittel aufzustocken. In der par-
lamentarischen Diskussion wird einem immer
entgegengehalten, dass diese Einrichtungen die
Mittel gar nicht abrufen. Herr Bodewig: Könnten
Sie sich vorstellen, dass die Deutsche Ver-
kehrswacht als Organisation mit ihren Gliede-
rungen, speziell zu dem Bereich Landstraße, im
nächsten Jahr ein Projekt auflegt, wo wir bei-
spielhaft die besonderen Risiken im Landstra-
ßenbereich aufgreifen und dort im Rahmen von
bundesweiten Pilotprojekten versuchen, diesen
Unfallgefahrenbereich zu reduzieren?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Eichendorf und
dann Herr Bodewig.

Dr. Walter Eichendorf (Deutscher Verkehrs-
sicherheitsrat e.V.): Bei der Elektromobilität
sollten Sie zwei Bereiche voneinander trennen,
nämlich die Kraftfahrzeuge einerseits und die

Pedelecs auf der anderen Seite. Bei den Kraft-
fahrzeugen ist inzwischen durch die nationale
Initiative der rechtliche Rahmen sehr gut defi-
niert. Es hat sich gezeigt, dass es vor allem zwei
Probleme gibt, die man technisch noch ein Stück
weit in den Griff bekommen muss. Das eine ist
die enorme Beschleunigung, die sie haben, weil
durch das bauartbedingt wahnsinnig hohe
Drehmoment eines Elektromobils auch Fahr-
zeuge, die scheinbar klein aussehen und die
eigentlich gar nicht so schnell unterwegs sind,
eine große Beschleunigung haben. Das ließe
sich, wenn man es denn will, z. B. durch Nor-
mungsarbeit, relativ leicht begrenzen. Da
bräuchte man einfach einen Begrenzer hinsicht-
lich des Drehmoments. Eine einfache Lösung,
die möglich wäre. Ansonsten können daraus
Gefahren entstehen, gerade auch im Anfahrbe-
reich.

Der zweite Punkt – auch bekannt – ist das
Problem der Geräusche. Hier wird schon in
vielerlei Hinsicht diskutiert, wie man es lösen
könnte. Elektrofahrzeuge hören sie faktisch gar
nicht mehr. Sobald nur ein ganz geringer Um-
gebungslärm da ist, nehmen sie die Fahrzeuge
nicht mehr wahr. Das ist für die schwächeren
Verkehrsteilnehmer, gerade auch für Radfahrer
und Fußgänger, eine sehr kritische Situation. In
der nationalen Initiative wird diskutiert, deshalb
dort zusätzlich künstliche Geräusche zu erzeu-
gen. Das ist auf jeden Fall ein sinnvoller Schritt.
Bei den Pedelecs besteht heute die schwierige
Situation, dass rechtlich nach wie vor nicht klar
ist: Was sind Pedelecs? Sie werden überwie-
gend als Fahrräder bezeichnet. Es gibt Literatur
in die eine oder in die andere Richtung. Da ist der
Gesetzgeber ganz eindeutig gefordert, für die
Pedelecs eine eigene Klasse zu schaffen auf den
zwei Wegen, die ich erwähnt habe: Entweder
sagt man, es sind normale Kraftfahrzeuge und
macht bestimmte Sonderregelungen, z. B. die
Erlaubnis, Radwege zu benutzen, oder man
schafft von vorne herein eine eigene Klasse für
die Pedelecs. Sonst sind die nicht Fisch und
nicht Fleisch und fahren ohne Versicherungs-
kennzeichen, ohne Helm usw. herum! Das ist
nicht gut.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Eichendorf!
Herr Bodewig, bitte.

Kurt Bodewig (Deutsche Verkehrswacht
e.V.): Vielen Dank! Zur Frage der Mittelaus-
schöpfung: Wir haben als Deutsche Verkehrs-
wacht in 630 Verkehrswachten in Deutschland –
also wirklich flächendeckend – die Mittel umge-
setzt. Das geht immer so bis auf 98 bis
99 Prozent. Das Problem ist, dass wir, wenn wir
in der Genehmigung darüber hinausgehen,
selber haften. Das kann sich eine gemeinnützige
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Organisation nur begrenzt erlauben. Wir schöp-
fen die Mittel aus. Ich glaube, dass alle Pro-
grammmittel sinnvoll angewendet werden.
Deswegen sind auch der Deutsche Verkehrssi-
cherungsrat und die Deutsche Verkehrswacht
wirklich noch einmal mit dem Hinweis angetre-
ten, dass wir inflationsbereinigt in 20 Jahren
30 Prozent weniger Mittel haben und das bei
immer ehrgeizigeren Zielen. Das wäre eine
wichtige Diskussion, die auch im Haushalts-
ausschuss – glaube ich – mit guten Argumenten
geführt werden könnte.

Zu den Landstraßen sind wir in einem guten
Gespräch mit den Ministerien. Das ist ein Son-
derfaktor. Ich fände es schlecht, wenn diese
Problematik in anderen Programmen zu Mittel-
kürzungen führt. Es ist eigentlich ein Thema, was
wir zusätzlich bearbeiten müssen. Wir haben hier
einen Konflikt zwischen den Umwelt- und den
Verkehrsbehörden in den Ländern, die unter-
schiedliche Konzepte bei Alleen vorschlagen.
Wir selber sagen, man kann viel machen, aber
der wichtigste Schlüssel neben der Infrastruktur
ist die Verkehrsaufklärung und gerade die Ziel-
gruppe der jungen Fahrer. Das ist ein Thema.
Wir brauchen darüber hinaus auch kreative
Elemente, etwa wie die Aktion BOB oder andere,
wo wir diesen interaktiven Prozess mit den jun-
gen Fahrern noch weiter fördern können. Es ist
ein wichtiges Thema. Wir haben hier eine
überdurchschnittliche Anzahl von Unfällen, bei
den jungen Fahrern ohnehin, aber auf Land-
straßen noch darüber hinaus. Das Gleiche gilt
auch für Motorradfahrer.

Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Luksic, bitte.

Abg. Oliver Luksic: Ich hätte eine Frage an
Frau Levasier und Herrn Bönninger zum Thema
Lang-Lkw und Verkehrssicherheit. Wie schätzen
Sie hier den Feldversuch der Bundesregierung
ein? Speziell an Herr Bönnigner habe ich noch
eine Frage zum Thema der Fahrzeugtechnik.
Gerade im Winter haben wir das Problem der
liegen bleibenden Lkw. Kann man dort vielleicht
mit der Verteilung der Antriebskräfte auf ver-
schiedene Achsen etwas erreichen? Deswegen
frage ich noch einmal nach Lkw im Allgemeinen
und den Lang-Lkw im Speziellen. Wenn Sie was
dazu sagen könnten, wäre das hilfreich.

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Levasier, bitte.

Julia Levasier (Allgemeiner Deutscher Auto-
mobil-Club e.V.): Vielen Dank! Wie sie wissen,
sehen wir die Lang-Lkw sehr kritisch. Wir haben
momentan den Eindruck, dass dieser Feldver-
such eigentlich unter dem Vorwand von irgend-
welchen neuen Erkenntnissen geführt wird, die
aber eigentlich schon alle klar sind. Momentan

sieht es vielleicht nicht so aus, als ob Lang-Lkw
unbedingt gebraucht würden, aber letztendlich
wartet die Wirtschaft nur darauf, dass sie sie
einsetzen können. Insofern sehen wir das mit
sehr, sehr großer Zurückhaltung.

Vorsitzender: Herr Bönninger, bitte.

Jürgen Bönninger (FSD Fahrzeugsystemda-
ten GmbH): Vielen Dank! Ich hatte mir am An-
fang auch von diesem Feldversuch für Lang-Lkw
wesentlich mehr versprochen. Dann musste man
feststellen, dass selbst die Techniker in diese
sehr ideologisch überladene Diskussion mit
einbezogen wurden. Wenn wir diese Scheu-
klappen wieder ablegen und sagen: Es geht hier
nicht um die Etablierung von Gigalinern, sondern
um Safety-Trucks. Wenn die dann auch etwas
länger sind, dann sollten wir diesen Längenzu-
wachs nutzen, u. a. um die passive Sicherheit an
Front und Heck zu erhöhen. Das sollten wir auch
vorschreiben für diesen Feldversuch und das gilt
dann darüber hinaus auch für die entsprechen-
den Fahrerassistenzsysteme.

Das, was Herr Luksic vorgeschlagen hat, ist
eigentlich schon seit vielen Jahren bekannt. In
Zeiten der Elektroantriebe – der Etablierung der
Elektroantriebe – sollte es doch endlich möglich
sein, dass wir auch die Anhängerachsen mit
einbeziehen, zumindest dann, wenn wir am Berg
anfahren wollen. Das ist eine Technologie, die
gibt es schon als Idee seit 20 bis 30 Jahren. Jetzt
sind die Elektroantriebe auf dem Vormarsch und
wir hätten das in diesem Feldversuch mit vor-
schreiben können. Jeder weiß, dass die physi-
kalischen Grenzen einfach gegeben sind, wenn
ich mit einer Achse 40 Tonnen bei einem Haft-
reibwert von 0,1 bewegen muss. Deshalb wer-
den diese Fahrzeuge auch in Zukunft immer
noch an den Bergen stehen. Hätten wir hier den
Antrieb auch auf die anderen Achsen kurzzeitig
mit verteilt – das können wir durch Rekuperation
aufladen – und könnten so wenigstens 100, 200
oder 300 Meter weiter fahren, dann würde das
viel bedeuten. Selbst für den Sommer hat da-
mals Ernst Fiala, das bekannte ehemalige Vor-
standsmitglied von VW, gesagt, hätten wir die
Möglichkeit, mit dieser Antriebsart 15 bis
20 Prozent des Treibstoffs, auch bei ganz nor-
malen Witterungsverhältnissen, einzusparen.
Wenn wir jetzt diese Scheuklappen ablegen und
den Feldversuch genau auf diese neuen Fahr-
zeugkonzepte erweitern, dann steht dem über-
haupt nichts entgegen. Wenigstens sollte man
den Sattelzug dem Gliederzug gleichzustellen,
denn das kann mir keiner erklären, warum der
Sattelzug nicht auch 18,75 m lang sein kann.
Wenn man auf den Sattelzug dann noch eine
Box oder eine Palette zusätzlich draufsetzen
kann, dann ist das auch im Interesse der
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Transportwirtschaft und dann wäre das vernünf-
tig. Aber warum soll der Sattelzug nicht so lang
dürfen sein wie der Gliederzug? Das ist für jeden
Fahrzeugführer, der draußen mit seinem Pkw
fährt, überhaupt nicht zu unterscheiden, ob das
ein Glieder- oder Sattelzug ist. Die sollten
gleichgesetzt werden. Wenigstens das sollten
wir schaffen. Dazu muss die Infrastruktur nicht
verändert werden! Der Gliederzug schafft das
auch schon und der Sattelzug würde sich in
seinen Kurvenlaufeigenschaften genauso be-
nehmen wie der Gliederzug. Übrigens: Den
größten Feldversuch hatten mir mal in der DDR
mit 25 Metern Länge. Da durfte man 25 Meter
Lastzüge fahren. Ich sage Ihnen aber auch:
Besonders schön war es nicht – ich war damals
Lkw-Fahrer – auf den Ladehöfen mit den 25
Metern zu fahren. Das ist aber eine ganz andere
Frage.

Vorsitzender: Als nächstes ist Herr Lutze dran.

Abg. Thomas Lutze: Vielen Dank! Ich habe eine
Frage an Prof. Ahrens und Prof. Seeck. Zurück
zu den elektronischen Hilfsmitteln, die wir heut-
zutage – in vielen Fällen glücklicherweise –
haben. Die Welt am Sonntag schreibt:
70 Prozent aller Deutschen geben zu, Tempoli-
mits zu übertreten. Bei Fahrern zwischen 30 und
39 Jahren sind es sogar 90 Prozent. Ich bin zum
Glück 42 Jahre, da falle ich also nicht darunter.
Das sind die Prozentzahlen der Deutschen, die
es zugeben, das zu tun. Also liegt dann der Teil,
der das dann trotzdem tut, ohne es zuzugeben,
vermutlich noch höher. Jetzt meine Frage an die
Professoren: Wir können heute ziemlich alles
elektronisch regeln. Der Kollege von der Fraktion
der CDU/CSU hat auch vorhin das TomTom
beschrieben, wo angezeigt wird, wie schnell man
fahren darf. Wann kommen elektronische Geräte
in Neuwagen, die z. B. in einer Tempo-30-Zone
das Automobil automatisch auf Tempo 35 redu-
zieren, ohne dass der Fahrer dann eine höhere
Geschwindigkeit eingeben kann? Sie alle wis-
sen: Beim Lkw ist automatisch bei Tempo 90
km/h Schluss. Technisch ist das alles möglich.
Wann kommt es und wann wird es umgesetzt?

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Lutze! Herr
Prof. Seeck, bitte.

Prof. Andre Seeck (Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen / EuroNCAP): Ich bedanke mich für
die Frage. Zunächst möchte ich ein Missver-
ständnis aufklären. Man muss unterscheiden
zwischen Radarwarnern, die einen vor einer
Geschwindigkeitskontrolle warnen und sog.
Speedlimitern, also Geräten, die Sie über die
zulässige Höchstgeschwindigkeit informieren.
Das sind zwei verschiedene paar Schuhe und
das vorhin war ein Missverständnis, glaube ich.

Wir bei EuroNCAP haben schon jetzt in unserem
Sicherheitsrating für Fahrzeuge für das Thema
Geschwindigkeitsbegrenzer Punkte ausgelobt.
Dieses Sicherheitsrating ist für die Fahrzeug-
hersteller extrem relevant und alle Fahrzeug-
hersteller richten sich auch danach. Dies ist
allerdings noch ein „dummer“ Geschwindig-
keitsbegrenzer, nämlich einer, den ich als Fahrer
selber einstellen und sagen muss: Ich möchte
hier nicht schneller fahren als X km/h, weil hier
eine Geschwindigkeitsbegrenzung ist. Wir ar-
beiten gerade daran, ab dem Jahr 2013 für einen
sogenannten intelligenten Geschwindigkeitsbe-
grenzer ein Testprotokoll einzuführen. Dieser
intelligente Geschwindigkeitsbegrenzer bezieht
seine Intelligenz aus Fahrerassistenzsystemen,
aus einer Kamera, die eine zulässige Höchst-
geschwindigkeit erkennt und diese dann in das
Fahrzeug einspielt, und aus Navigationskarten-
daten, wo bestimmte Geschwindigkeitsbegren-
zungen hinterlegt sind. Dieses System, was wir
dort einführen werden, wird einen sogenannten
passiven und einen aktiven intelligenten Ge-
schwindigkeitsbegrenzer kennen. Der Passive
ist lediglich der, der warnt, der Aktive ist der –
und das ist das, was Sie sich wohl wünschen –
der dann auch aktiv eingreift und die Geschwin-
digkeit herunter regelt. Der wird mit mehr Punk-
ten versehen werden, d. h., wir werden ganz klar
sehen, dass die Automobilindustrie das dann
auch anbieten wird. Das war in der Vergangen-
heit auch so: Das, was wir als Anreiz gesetzt
haben, als EuroNCAP, hat die Automobilindust-
rie auch umgesetzt. Man muss bei dem aktiven
intelligenten Geschwindigkeitsbegrenzer jedoch
noch hinzufügen, dass dieser natürlich übertre-
ten werden kann durch eine Kick-Down-Funk-
tion. Das ist aufgrund des Wiener Übereinkom-
mens natürlich notwendig, weil der Fahrer die
Verantwortung für das Führen seines Fahrzeu-
ges hat. Das heißt, man kann es übertreten, aber
das ist dann nicht ein leichtes, sanftes Be-
schleunigen, sondern wirklich ein Durchtreten
des Gaspedals und dann kann ich den Begren-
zer übersteuern. Das wäre mein Beitrag dazu.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Prof. Dr. Ah-
rens, bitte.

Prof. Dr.-Ing. Gerd-Axel Ahrens (Technische
Universität Dresden): Vielen Dank! Jetzt er-
warten Sie hoffentlich keine wissenschaftliche
Beantwortung Ihrer Frage, denn das ist in erster
Linie eine politische Beurteilung, die hier zu
erfolgen hat. Ich stimme meinem Vorredner zu:
Es gibt Techniken, die nach dem Prinzip Freiheit
in Verantwortung arbeiten und die man sich,
wenn man mit der Verkehrssicherheitsarbeit
ernst machen will, vorstellen könnte. Ich will die
Frage anders beantworten: Wir haben auch die
technischen Möglichkeiten, Unfallschreiber in
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unseren Fahrzeuge zu installieren und damit
auch einen großen Schritt nach vorne zu ma-
chen, indem die Unfallsituationen kontrollierba-
rer werden. Das ist in unserer freiheitlichen Ge-
sellschaft auch schon ein großes Problem, so
etwas einzuführen. Von daher kann ich mir vor-
stellen, dass solche Fahrerassistenzsysteme,
die uns sozusagen ins Fahrgeschäft eingreifen,
bestimmt nicht früher kommen, als unsere Un-
falldatenschreiber.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Kühn, bitte.

Abg. Stephan Kühn: Ich habe eine Frage an
Herrn Dr. Eichendorf. Wir haben es bisher nur
am Rande diskutiert. Mobilitätserziehung hat
große Lücken. Sie konzentriert sich bisher sehr
stark auf den Vorschulbereich und den Grund-
schulbereich und dann wird es langsam mau.
Was denken Sie, was wären Anreize, Instru-
mente, wie wir diese Lücken schließen? Wir
reden alle von lebenslangem Lernen, aber an der
Stelle ist das mehr Theorie, als schon in der
praktischen Umsetzung. Dann hätte ich noch
eine Frage an Herrn Bönninger. Sie mussten
sehr viele Fragen zum Thema Fahrerassistenz-
systeme beantworten. Jetzt haben wir die Situa-
tion, dass im Gegensatz zu verschiedenen En-
tertainmentprodukten, die ich in mein Auto
stopfen kann, die Fahrerassistenzsysteme beim
Pkw – ich sage mal vorsichtig – eher Ladenhüter
sind. Was denken Sie, wären geeignete politi-
sche Rahmenbedingungen, um dafür zu sorgen,
dass sie nicht länger Ladenhüter bleiben, son-
dern in die Autos auch reinkommen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Eichendorf.

Dr. Walter Eichendorf (Deutscher Verkehrs-
sicherheitsrat e.V.): Wenn Sie sich in der
schriftlichen Stellungnahme von Herrn
Bönninger die Seite 7 anschauen, dann hat er
dort eine sehr schöne Tabelle aufgebaut und er
hat dort eine sogenannte Fahrerkarriere be-
schrieben; man müsste auch Fahrerrinnenkarri-
ere sagen. In dieser Karriere ist die Spalte
Nachweispflichtigkeit eingebaut. Das ist sicher-
lich der entscheidende Schritt: Dass man damit
beginnend was vor der Schule und dann in der
Grundschule stattfindet, hinterher bei den ein-
zelnen Fahrzeugklassen Schritt für Schritt immer
wieder zu Unterricht und Prüfung kommt, um
dadurch das Ziel, was ganz oben darüber steht,
zu erreichen, nämlich eine ganz eklatante Ver-
längerung des Lernzeitraums. Das wäre das
Entscheidende. Beim kritischen Fahrzeug, sprich
beim PKW mit 18 Jahren, da braucht man dann
den längsten Lernzeitraum.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Eichendorf!
Herr Bönninger, bitte.

Jürgen Bönninger (FSD Fahrzeugsystemda-
ten GmbH): Auch ich wünsche mir natürlich eine
höhere Marktdurchdringung von Fahrerassis-
tenzsystemen. Nicht immer gelingt es uns durch
so spektakuläre Fälle wie dem Elchtest, dass
danach alle solch ein System haben möchten.
Fahrerassistenzsysteme sind heute recht ein-
fach, an die Fahrer zu applizieren, weil wir in der
Regel die Pumpen, die Aktuatoren und die Ven-
tile schon in den Fahrzeugen haben. Gerade,
wenn wir die Bremseingriffe nehmen. Wir brau-
chen hauptsächlich bezüglich der Umgebungs-
wahrnehmung hier noch etwas Entwicklung.
Sobald sie etabliert und massenweise eingebaut
werden, wirken sie sich eigentlich auf den Ge-
samtfahrzeugpreis nur noch marginal aus. Um
ein Beispiel zu nennen: Für Nutzfahrzeuge sind
heute Rollover-Prevention-Systeme oder auch
ESP mit wenigen 100 oder 200 Euro zu reali-
sieren, wenn die Fahrzeuge über ABS verfügen.
Die Spediteure kaufen sie teilweise trotzdem
nicht und die Fahrer schalten sie teilweise sogar
noch ab, selbst wenn sie eingebaut sind, weil sie
sagen: Ich lasse mich nicht von dem Fahrzeug
abbremsen, wenn ich von der Autobahn herun-
terfahre. Das heißt, die Abschaltbarkeit müsste
man hier verhindern. Es dürfte also nicht
übersteuerbar sein in dem Fall. Anreizsysteme
kann ich mir im Nutzfahrzeugbereich vorstellen.
Sie haben ein Mautsystem und es wäre denkbar,
dass sie hier eine gewisse Ermäßigung für ent-
sprechend sichere Fahrzeuge geben. Wie hoch
die sein muss, müssen sie wissen. Aber ich
könnte mir vorstellen, dass es gerade im Spedi-
tionsbereich zu einer wesentlich schnelleren
Marktdurchdringung kommt.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Bönninger!
Man könnte noch einzelne Fragen zulassen,
wenn es ganz schnell geht. Herr Jarzombek hat
sich gemeldet.

Abg. Thomas Jarzombek: Vielen Dank! Zu-
nächst zu den intelligenten Begrenzern. Was Sie
vorhin gesagt haben, das macht mich sehr
nachdenklich, weil es da unlängst Tests gab, die
wirklich katastrophale Ergebnisse gezeigt ha-
ben. Deshalb wäre ich sehr vorsichtig bei diesem
Thema. Ich habe zwei Fragen. Die erste Frage
geht an Herrn Bodewig. Sie bezieht sich auf
Assistenzsysteme und hier nicht auf Über-
sondern auf Unterforderung als Problem. Ich
teile die Einschätzung nicht, dass das Laden-
hüter sind. Mercedes pusht das jetzt schon in der
B-Klasse. Sämtliche dieser Systeme kommen
jetzt auch in das Einstiegssegment und werden
wahrscheinlich in einigen Jahren überall ver-
breitet sein. Bei allen technologischen Entwick-
lungen war es so, dass, wenn es bei Pre-
mium-Herstellern in der Einstiegsklasse einge-
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baut wurde, nach wenigen Jahren selbst beim
einfachsten Auto vorzufinden war.

Meine Frage an Herrn Bodewig zielt auf die
Unterforderung des Fahrers durch Assistenz-
systeme. Die Sorge bezieht sich darauf, dass
das Auto soviel alleine macht – ich habe den
Spurhalterassistenten, ich habe Distronic – das
Auto macht so viel alleine, dass der Fahrer
möglicherweise einschläft beim Fahren. Ist da
nicht die Gefahr, dass er sich gar nicht mehr auf
das Fahren konzentriert und ein Versagen dieser
Assistenzsysteme – wenn er es feststellt – eine
so lange Reaktion bedeuten würde, dass er gar
nichts mehr machen kann?

Eine zweite Frage zu Radarwarnern in Naviga-
tionssystemen. Wäre es ein Ansatz, solche
Warnungen zu erlauben, wenn man dann aller-
dings verpflichtend sehr viel größere Strecken-
abschnitte mit einer solchen Radarfalle anzeigen
müsste, als das heute bei diesen punktuellen
Systemen wie TomTom, die das sehr offensiv
verkaufen, der Fall ist? Könnte man das mögli-
cherweise auch um eine Verpflichtung ergänzen,
dass dann auch Strecken mit hinein genommen
werden, die hohe Unfallzahlen haben, wo es
aber keine stationären Blitzgeräte gibt? Für den
Fahrer wäre dann also nicht mehr erkennbar, ob
dort wirklich ein Blitzer steht oder nicht, er muss
aber damit rechnen. Wäre das vielleicht hilfreich
für die Verkehrssicherheit, weil ich dann zu-
mindest das Verhalten, was ich heute an weni-
gen Stellen punktuell erkennen kann, auf mehr
Punkte ausdehnen könnte.

Vorsitzender: Herr Bodewig, bitte. Sie haben
damit vermutlich auch das Schlusswort.

Kurt Bodewig (Deutsche Verkehrswacht
e.V.): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Herzlichen
Dank für die beiden Fragen. Ich glaube, es wird
nicht zu einer Unterforderung kommen, weil
Fahrerassistenzsysteme zur Zeit ein Defizitaus-
gleich sind. In einer älter werdenden Gesell-
schaft wird das notwendig sein. Einparkhilfen
führen nicht dazu, dass es Unfälle gibt. Das
Gleiche gilt bei Tempomaten oder ähnlichem. Es
führt in der Regel dazu, dass ich in der Fahr-
zeugführung eine Erleichterung habe. Die As-
sistenzsysteme müssen auch so konzipiert
werden. Deswegen haben wir hinsichtlich der
Frage, die hier in der Debatte hin und wieder
auftauchte, ob sie ersetzend sind eine klare
Position: Die Verantwortung liegt beim Fahrer.
Wir müssen aufpassen, dass solche Systeme
nicht dazu führen, dass ein Vertrauen entsteht,
das nicht mehr zur Bewältigung von außen
herbeigeführter Gefahrensituation führt. Das ist

der kritische Punkt dabei. Das ist aber auch eine
technische Debatte, die zurzeit intensiv geführt
wird.

Der zweite Punkt sind: Radarwarner. Wir haben
das eine Zeit lang sehr wohl akzeptiert, dass
selbst in öffentlich-rechtlichen Radio-Stationen
oder anderswo diese Radarwarnungen mitgeteilt
worden sind. Herr Mönnighoff hat Recht mit der
Bemerkung: Wir brauchen nichts! Meine große
Sorge – das ist auch die Erfahrung, die wir in den
örtlichen Verkehrswachten haben – ist, dass sich
die Polizei aufgrund der Umstrukturierungen in
der realen Überwachung zurückzieht und dass
man glaubt, das wäre rein durch technische
Überwachungsanlagen lösbar. Dem muss man
entgegenwirken. Ich finde sehr gut, dass etwa
Länder wie Rheinland-Pfalz Beratungsgesprä-
che führen. Die machen gezielte Aktionen mit
einer starken Häufung und dann erfolgen Bera-
tungsgespräche. Das ist nicht nur in Rhein-
land-Pfalz so, aber es war das erste Bundesland,
dass das gemacht hat. Ich glaube, dass diese
Form der Beratung, also dieses Konfrontieren
des Fahrers mit seinem Defizit wichtig ist. Ein
letzter Punkt: Wir haben immer noch kritische
Situationen an Schulen, Kindergärten und sol-
chen Einrichtungen, wo das Fahrverhalten im-
mer noch extrem ist, übrigens leider auch von
Eltern, die ihre Kinder absetzen. Auch das ist ein
Punkt, wo wir sagen, da ist Verhaltensbeein-
flussung erforderlich, aber das bedarf einer
Überwachung. Zu sagen: Das machen wir alles
technisch und wir verbieten die Warner, das ist –
glaube ich – nicht die Lösung. Ob aber die bis-
herige Praxissinnvoll ist oder ob man nicht sagen
sollte, es sollte zumindest in technischen Sys-
temen ausgeschlossen werden, ist die Frage. Ich
sage Ihnen nur: Dann müssten Sie jedes Handy
einsammeln, denn die Apps können Sie auf
jedem PDA jederzeit herunterladen. Da ist die
Realität wahrscheinlich eine andere.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Bodewig! Vie-
len Dank an die Expertinnen und Experten,
vielen Dank an die Kollegen. Ich hoffe, es war
auch für die Zuschauer interessant. Damit be-
enden wir die öffentliche Anhörung.

Schluss der Sitzung: 12.57 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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